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Halle, 14. December.

Politiſche Mittheilungen.
Aus dem Reichstage. (Ausführlichen ſtenographiſchen

Bericht ſ. Beilage). Berlin 13. Dezember. Der Reichstag
berieth in ſeiner heutigen Situng den Antrag des Abg. Dr.
Reichenſperger (Centrum), welcher in ſeinem erſten Theile
die Erwartung ausſpricht, daß die verbündeten Regierungen
dem immer weiter um ſich greifenden Duellunweſen mit
entſprechendem Nachdruck ſowohl auf autoritativem Wege, als
durch disziplinäre und ſtrafgerichtliche Repreſſion entgegenwirken
werden, und welcher im zweiten Theil eine beſondere Straf
heſtimmung für das ſogenannte amerikaniſche Duell in
einem neuen 8 210a. des Reichsſtrafgeſetzbuchs herbeiführen
will. Dem Wunſche des Antragſtellers, ſeinen Antrag einer
beſonderen Kommiſſion von 14 Mitgliedern zur näheren Be
rathung zu überweiſen. wurde von keiner Seite widerſprochen
ind demgemäß auch beſchloſſen. Jm Uebrigen wurde einerſeitsvon verſchiedenen Seiten die Exiſtenz des amerifaniſchen Duells

überhaupt beſtritten, andererſeits gingen die Meinungen über
die Bedeutung des Duells an ſich doch weit auseinander, ſoſehr man ſonſt auch in der Verurtheilung der Auswüchſe des

ſelben übereinſtimmte. Es ſprachen außer dem Antragſteller
von Mitgliedern des Hauſes die h Hr. Möller (deutſchfr.),
Klemm (deutſchkonſ.), Dirichlet (deutſchfr.). V Roßhirt (Cen
trum), v. Reinbaben (Reichspartei) und werth v. Simmern
fraktionslos). Von Seiten des Bundesraths nahm allein der
preußiſche Bundesbevollmächtigte, Vicepräſident des Staats
miniſteriums, Miniſter des Jnnern. v. Puttkamer, das Wort,
um, ohne auf die prinzipielle Bedentung des Antrages ſelbſt
einzugehen, die Ausführungen des Abg. Dirichlet in Bezug auf
das Verhalten eines ren Landraths einem Kreistags-
mitgliede gagenüber ihres ſenſationellen Charakters zu entkleiden,
und um dabei zugleich zu betonen, daß die von ihm in der An
elegenbeit etwa zu treffenden Maßnahmen ſich in jedem Falleſer Kontrolle des enbetage entzögen. Nächſte Plenar-

ſitzung Mittwoch. 15. Dec., Nachmittags 1 Uhr. (Sozialdemo-
kratiſche Anträge auf Abänderung der Gewerbeordnung, bezw.
des Art. 31 der Reichsverfaſſung.)

Der Kaiſ er empfing am Montag Vormittag den
Herzog von Ratibor und ſpäter den zum Kommandeur
der 30. Diviſion ernannten Generalmajor von Minkwitz.
Nachmittags unternahm der Kaiſer eine Spazierfahrt.

Gegenüber widerſprechenden Nachrichten über das
Befinden des Fürſten Bismarck vernehmen die
Berl. Polit. Nachr., daß derſelbe vor einiger Zeit unwohl
eweſen, jetzt aber auf dem h der Beſſerung ſich bede jedoch großer Schonung bedarf; es ſcheint dem

nach, als ob die Hierherkunft des Reichskanzlers erſt nach
dem Neujahrsfeſte zu gewärtigen wäre. Herr Profeſſor
Dr. Schweninger, welcher in den letzten Tagen in
Friedrichsruh war, iſt heute von dort nach Berlin zurück
ekehrt.t v Dem Bundesrath iſt der Entwurf eines Militär

tarifs für die Eiſenbahnen zugegangen. Die Tarif-
ſätze ſind niedriger, als die des allgemeinen Verkehrs, und
bleiben vielfach hinter den Sätzen des bisherigen Regle-
ments von 1870 zurück. Für Mannſchaften iſt ein ein-
r Satz von 1,„ Pfennige für die Perſon und den
ilometer feſtgeſetzt; eine Mehrbelaſtung der Militärver

waltung wird nicht eintreten.
Man nimmt an, der Reichstag werde bis Sonn

abend dieſer Woche beiſammen bleiben und ſich dann
bis nach Neujahr vertagen. Eine Erledigung der
Militärvorlage im Plenum würde damit ausge-
ſchloſſen erſcheinen.

Vielfach hört maän, wie die Polit. Nächr. ſchreiben,
jetzt im Reichstage von den Abgeordneten, welche der
Militärkommiſſion angehören, darüber klagen, daß
die Berichte über Verhandlungen dieſer Commiſ-
ſion nur in ſeltenen Fällen in der Oppoſitionspreſſe zu-
treffend ſeien. Die Ausführungen ſowohl der Re-
gierungsCommiſſäre wie der Abgeordneten werden eben
in den Berichten öfters den Parteibedürfniſſen mehr
als den Thatſachen angepaßt. Die letzten Ausführungen
des RegierungsCommiſſars, Major von Haberling, über
die ruſſiſche Armee hatten, wie ſelbſt Abgeordnete, die
dem Herrn. Eugen Richter nahe ſtehen, zugaben, das
Zahlen- Material des Letzteren vollſtändig
widerlegt, nichtsdeſtoweniger wird man vergeblich in
den Herrn Richter ergebenen Organen der Preſſe die
Conſtatirung dieſer Thatſache ſuchen. Um ſo dankens-
werther erſcheint es, daß die Erklärung, welche der
Herr Kriegsminiſter Bronſart von Schellen-
dorff heute in Bezug auf die Wünſche des
Hern Windthorſt, wegen Aufſchluß über die
auswärtige Politik, abgegeben hat, in ihrem Wort-
la utervorliegt, den wir hier folgen laſſen. Der Kriegs
miniſter verlas Folgendes:

„Erklärungen der verbündeten Regierungen in Be-
ug auf unſere auswärtigen Beziehungen können nur

in verantwortlich feſtgeſtelltem Wortlaut abgegeben
werden und dürfen nichts enthalten, was nicht auch in
öffentlicher Sitzung amtlich erklärt werden könnte. Auch
wenn der Reichskanzler in Berlin anweſend wäre, würde
er nicht in der 73 ſein, vor der Commiſſion Er
klärungen über die Beziehungen anderer Staaten unter
einander abzugeben, welche nicht ſchon Bekanntes ent
hielten, weil weitergehende Darlegungen über intimereBeziehungen und die mögliche Pollne der einzelnen

Mächte nicht gegeben werden können, ohne die Friedens-
politik, welche wir treiben, zu erſchweren und zu ſchä-
digen. Die Situation iſt nicht ſo weit gereift, um von
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deutſcher Seite amtlich und öffentlich beſprochen zu
werden. Wenn die öffentlich bekannten, von den ver
bündeten Regierungen als zwingend angegebenen Gründe
für die Militärvorlage, ſowohl nach der militäriſchen
als nach der politiſchen Seite hin, der Commiſſion nicht
enügen ſollten, ſo könne hre der Herr Reichs
anzler ihnen aus dem Gebiete der bisher nicht öffent

lich bekannten diplomatiſchen Situation nichts hinzu
fügen, was gegenwärtig ohne Schaden für unſere aus-
wärtigen Beziehungen und für den allgemeinen Frieden
geſagt werden könnte“.

Die preußiſche Staatsbahnverwaltnng
begnügt ſich nicht mit der Erfüllung der ihr durch die
Geſetzgebung des Reichs an Pflicht der Für-
ſorge für die durch Unfälle arbeitsunfähig
gewordenen Arbeiter bezw. die Hinterbliebe-
nen derſelben. So nimmt man auch innerhalb der
Grenzen der etatsmäßig verfügbaren Fonds darauf Be-
dacht, denjenigen Arbeitern, welche in Staatsbetrieben vor
dem Jnkrafttreten jener Geſetze verunglückt ſind und den
Hinterbliebenen derjenigen, welche bei Unglücksfällen ge
tödtet ſind, eine weitergehende Fürſorge zu widmen, als
dies ohnedies bis dahin gen war. Die ſeit einer
Reihe von Jahren vorgekommenen Unfälle werden zu
dieſem Ende einer erneuerten Prüfung unterzogen und es
wird da, wo nach dem Ergebniß der Prüfung die ſtagat-
lichen Beihülfen ſich nicht als ausreichend erweiſen, eine
Erhöhung derſelben herbeigeführt.

Jn Frankfurt a. M. hat am 11. nach einem
Vortrag des Redakteurs Patzig eine zahlreich beſuchteVerſammlung folgende Reſolution einſtimmig ange-

nommen. Die im „Lindenfels“ am 11. Dec. verſammelten
Mitglieder der nationalliberalen Partei erkennen in der
vom Reichstag geforderten Erhöhung der Friedens
ſtärke des Heeres eine im Angeſicht der ſteigenden
Rüſtungen Frankreichs und Rußlands leider nicht abweis
bare Maßregel zur Sicherung unſerer Grenzen und zur
Aufrechterhaltung des friedenbeſtimmenden Einfluſſes der
deutſchen Macht im Rathe Europa's. Sie hoffen und
wünſchen, daß über die materiellen und budgetrechtlichen
Schwierigkeiten eine Verſtändigung im Reichstage gefunden
und daraäufhin das vorgelegte Geſetz mit erdrückender
Mehrheit und thunlichſt ſo frühzeitig beſchloſſen wird, daß
die Neuorganiſation bereits am 1. April nächſten Jahres
ins Leben treten kann. Der Finanzlage im Reſche gegen
über betonen ſie, daß eine rationelle Form der Brannt-
wein- und Zuckerbeſteuerung die Mittel zu gewähren hat,
eng der Mehraufwand für Landesvertheidigungszwecke
erfordert.“

Bulgariſches. Die bulgariſche Regierung hat auch
den diplomatiſchen Agenten der Mächte die Unmöglich-
keit der Wahl des Mingreliers angezeigt.

Die bulgariſche Deputation in Wien beſchäf
tigte ſich am Sonnabend mit der Abfaſſung von Berichten
für die Regentſchaft in Sofia und empfing Gegenbeſuche.
Jn den erſten Nachmittagsſtunden fuhren beim GrandHotel der ruſſiſche Botſchafter Fürſt Lobanow, der deutſche

Botſchafter Prinz Reuß, der italieniſche Botſchafter Graf
Nigra, der engliſche Geſchäftsträger Mr. Philipps und
der engliſche Generalkonſul Nathan vor und gaben mit
Ausnahme Mr. Philipps ihre Karten ab, während dieſer
einen Beſuch abſtattete. Taaffe hat ebenfalls ſeine Karte
abgegeben.

Frankreich. Der „Agence Havas“ zufolge lehnte
der franzöſiſche Botſchafter Decrais in Wien das
Miniſterium des Aeußern ab, jedoch in Ausdrücken, welche
die Annahme zulaſſen, daß ſeine Ablehnung keine end
giltige ſein werde.

Jm Miniſterrathe am 13. d. Mts. wurde be-
ſchloſſen, von der Teputirtenkammer die proviſoriſche Be
willigung von nur zwei Zwölfteln der Jahres-
einkünfte zu verlangen. Die Annahme dieſes Antrages
kann als ſicher betrachtet werden, da die 3 Gruppen der
Linken in ihrer heutigen Sitzung ſich zur Bewilligung der
beiden Zwölftel bereit erklärt haben. Den Abendblättern
zufolge wird in parlamentariſchen Kreiſen allgemein eine
Auflöſung der Deputirtenkammer als im nächſten
Jahre unvermeidlich bezeichnet.

Rußland. Die „Pol. Corr.“ bringt folgende be-
ruhigende Mittheilung aus Warſchau: „Die Nachrichten
verſchiedener Blätter über bedeutende Getreide-Ein-
käufe durch die ruſſiſche Militärverwaltung im weſtlichen
Grenzgebiete, die auf bevorſtehende TruppenKonzentrir-
ungen ſchließen ließen, erſcheinen bisher durch nichts be
ſtätigt. Die betreffenden Einkäufe überſchreiten nicht das
Maaß normaler Lieferungen für den laufenden Bedarf.

Ueber das Verhältniß Rußlands zu
Frank eich erfährt die Köln. Ztg. folgendes:

„Es ſind in der That in jüngſter Zeit, wenn auch nicht auf
amtlichem Wege, ſo doch von autoritativer Seite Anſtrengungen

emacht worden, Rußland und Frankreich ſo eng zuſammenzu-
chmieden, daß die beiden gegenüber andern Mächten ein einzi-

ges Ganzes bilden würden, bereit, einen gemeinſamen Kampf
gegen dieſe aufzunehmen und durchzuführen; aber dieſes Liebes-
werben“ ging nicht von Frankreich. es ging von Rußland aus.
Diejenigen, die dabei beſonders thätig geweſen ſind,
ſtehen theilweiſe ſo hoch, daß es wohl beſſer iſt ihre
Namen hier nicht zu nennen. Jn welchem Maße die öffent
liche Meinung in Rußland aber für den Erfolg jener Bemüh-
ungen eingenommen war, das erhellt aus der Haltung der
tonangebenden ruſſiſchen Zeitungen, die wochenlang mit Feuer
eifer für einen engen Anſchluß Rußlands an Frankreich plaidirt
haben und dies theilweiſe noch heute thun. Sollte es alſo zu
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treffen, daß Freycinet geſtürzt worden iſt, weil man in Frank
reich mit ſeiner auswärtigen Politik, die eine entſchieden fried
liebende war. Unzufriedenheit empfand. ſo wäre dies ein bedenk-
liches Symptom, denn es e der Befürchtung Raum, daß
diejenigen Blätter Recht haben, welche annehmen man wolle
in Frankreich einen kriegeriſchen Miniſter am Rud er
ſehen, einen, der den ruſſiſchen Liebeswerbungen williges Ohr
liehe und der bereit wäre, ſein und Frankreichs Glück auf eine
Karte zu ſetzen und va banque zu ſpielen, indem er. Frankreich
und Rußland verbindend, nach blutigen eng ſuchte, von
deren ſiegreichem Ausgange allein Viele in Frankreich das Ende
der jetzigen franzöſiſchen Nothlage erwarten

Jtalien. Bei dem geſtern ſtattgehabten Leichen
begängniſſe Minghettis war der König durch den
Herzog von Aoſta vertreten. Die Präſidenten der Kam-
mern, Graf Robilant und andere Würdenträger hielten
die Zipfel des Bahrtuches. Zahlreiche Mitglieder des
Klerus ſchritten dem Leichenwagen voran, dem eine ſehr
große Leidtragender folgte. Die Leiche wurde in
einer Kapelle nächſt dem Bahnhofe beigeſetzt und wird
nach Bologna übergeführt werden. Die Bahrtuchzipfel
des Sarges hielten Prinz Amadeus, der deutſche
Botſchafter v. Keudell, Depretis, die Präſidenten des
Senats, der Kammer, des Staatsraths, der Akademie,
General Pallavicini, ſowie die Bürgermeiſter Roms uno
Bolognas.

Serbien. Aus Anlaß der Großjährigkeitser-
klärung des Kronprinzen von Griechenland wurde
am 13. auf Veranlaſſung des hieſigen griechiſchen Ge
ſandten ein Tedeum in der Kathedrale zu Belgrad ab-
gehalten, welchem die Miniſter, das diplomatiſche Korps
und die griechiſche Kolonie beiwohnten; ſpäter fand bei
dem griechiſchen Geſandten ein Gratulations Em-
pfang ſtatt.

Griecheulaud. Die anläßlich der Großjährig-
keitserklärung des n zu Athen veran
ſtalteten Feſtlichkeiten ſind auf's Glänzendſte verlaufen.
Der König drückte in einer öffentlichen Anſprache den
Dank für die bewieſenen Sympathien aus und erklärte,
er habe ſeinen Sohn in patriotiſcher Geſinnung erzogen.
Der Kronprinz wies darauf hin, daß er eng mit der
Nation verbunden ſei und daß er hoffe, den Wünſchen
Griechenlands zu entſprechen.

Egypten. Einer Meldung des „Standard“ vom
geſtrigen Tage aus Kairo zufolge würden, falls nicht
unvorhergeſehene Ereigniſſe eintreten, alle Nilaufwärtsſtationirten britiſchen im April nach
Kairo zurückgekehrt ſein, worauf dann eine bedeutende
Reduktion der Okkupationsarmee ſtattfinden würde.

Steinwurf- Attentat am Kuiſerlichen Palais
zu Berlin.

Den telegraphiſchen Nachrichten, die wir ſchon in der
geſtrigen 1. und 2. Ausgabe bringen konnten, laſſen wir fol
gende Darſtellung Berliner Blätter folgen:

Am Sonntag Nachmittag, während Unter den Linden vor
dem Palais des Kaiſers Hunderte ſtanden, welche freudig den
von einer Spazierfahrt heimkehrenden Monarchen begrüßten,
hat die bübiſche That des Vagabonden rigen welcher vor
Monaten durch einen Steinwürf die Scheiben des hiſtoriſchen
Eckfenſters zertrümmerte, leider eine Wiederholung gefunden.
Mitten aus dem Publikum heraus hat es ein verkommener
Burſche gewagt, einen farſtaroßen Stein durch das Fenſter in
das Arbeitszimmer des Kaiſers zu ſchleudern, und zwar gerade
in dem Augenblick, als der Monarch mit ſeinem Adjutanten das
Arbeits Kabinet betrat. Der Stein ſoll bis vor die Füße des
Kaiſers gerollt ſein. Kaiſer Wilhelm erſchien gleich darauf an
dem zertrümmerten Fenſter und zeigte ſich der tauſendköpfigen
Menge, welche ihn mit begeiſterten, brauſenden Hoch- und
HurrahRufen empfing. Der Attentäter wurde von dem vor
dem Palais ſtehenden Schutzmann ergriffen und nach dem
nächſten PolizeiBureau gebracht. Es gelang nur mit Mühe,
das nachdrängende erbitterte Publikum von einem Act der
Lynchjuſtiz zurückzuhalten. Die authentiſche, amtliche Dar
ſtellung theilt über den Vorfall und die Perſon des Stein-
ſchleuderers Folgendes mit: „Am 12. d. Mts., Nachmittags 43
Uhr, bemerkte ein Schutzmann einen Menſchen, vom Branden-
burger Thor kommend, der, am Ende der Rampe des kaiſer
lichen Palais angelangt, den Arm erhob und einen etwa fauſt
großen Stein in das hiſtoriſche Eckfenſter warf, ohne daß der
Schutzmann dies hindern konnte. Der Attentäter iſt der ob-
dachloſe Schloſſer Wilhelm Bönicke, einunddreißig Jahre alt,
aus Salzfurth, Kreis Bitterfeld, unverheirathet, mehrmals
wegen Bettelns, zuletzt im Juni d. J. mit vierzehn Tagen Ge-
fängniß beftraft, will von Magdeburg zu Fuß über Steglitz nach
Berlin gekommen ſein, hat angeblich wegen Krankheit nicht
arbeiten können und die That verübt, „um die Aufmerkſamkeit
des Kaiſers auf ſich zu ziehen“ und ein Unterkommen zu er-
halten. Den Stein will er bei St eglitz zu ſich geſteckt haben.

Von anderer Seite werden dieſe Mittheilungen noch durch
Folgendes ergänzt: Der Schloſſergeſelle Bönicke wurde nach
Feſtnahme zunächſt nach dem zweiten Polizei-Revier, Bauhofs-
ſtraße, zum Zwecke ſeiner erſten Vernehmung überführt, wo
unmittelbar darauf der Polizei- Präſident von Richthofen und
der Oberhofmarſchall Graf Perponcher erſchienen. Bönicke gab
zu Protokoll, daß er bereits vor ein paar Jahren in Berlin
geweſen, ſich in der Charité befunden und nach ſeiner Ent
laſſung ein Bittgeſuch um Unter ſtühung an den Kaiſer einge-
reicht habe. Er will ſich darauf in ſeine Heimath Bitterfeld
begeben haben und von dort, nachdem ſein Bittgeſuch
abſchläglich beſchieden worden. nach Berlin zurück
gekehrt ſein in der feſten Abſicht, einen Feldſtein in das Fenſter
des kaiſerlichen Zimmers zu werfen, in der Annahme, dadurch
Obdach und Verpflegung zu finden. Befragt, warum er gerade
in das Fenſter des Kaiſers und nicht in ein anderes geworfen,
entgegnete er, es wäre ihm beim Vorübergehen unwillkürlich
die Jdee gekommen, gerade das kaiſerliche Fenſter zu zertrüm-
mern. Zum Glück iſt der Kaiſer nicht beſonders durch den Vor
fall alterirt worden, denn er hat bereits um fünf Uhr an der
engeren Familientafel theilgenommen.

Vierte Sitzung der Militärgeſetz- Kommiſſion.
(Bericht der Halliſchen Zeitung.)

Berlin, 13. Dezember.
Jn der heutigen 4. Sitzung der Militärgeſetz-Kom-

miſſion ergriff zunächſt der Abg. Dr. Windthorſt das Wort,



um zu erklären: Er lege wenig Werth auf die von den verſchie
denen Seiten gebrachten Zahlen; ihm ſei allein entſcheidend die

geh es mit den auswärtigen Verhältniſſen ſtehe.
aſſe die Regierung die Volksvertretung im Dunkeln, ſo könne

er der Vorlage nicht zu ſtimmen.
Hierauf verlas der Kriegsminiſter die Erklärung,

welche der Leſer oben unter den Politiſchen Mittheilun-
gen in einem beſonderen Abſchnitt findet.

Dr. Bamberger, der hierauf das Wort nahm, wandte ſich
in der Hauptſache gegen die Ausführungen des Or. Buhl aus
der letzten bung Er glaube nicht an eine akute Kriegsgefahr
von Seiten Frankreichs. Wenn wir jetzt mit ſtärkeren Rüſtun
z vorgingen, ſo würde die Folge ſein, daß auch die Nachbar-

agten ihre Rüſtungen verſtärkten, und ſo entſtände eine
Schraube ohne Ende. Dr. Bamberger ging hierauf zu einer
Kritik der Rede des Grafen Moltke über, die er in einer Form,
die durch das deutlich zur Schau getragene Gefühl der Ueber
legenheit des eigenen Urtheils eigenartig berührte, als „beun
ruhigend bemängelte. Er glaube ja wohl, daß Fürſt Bismarck
gewillt ſei, den Frieden zu e halten, und es ſei ja auch ſelbſt
verſtändlich, daß Deutſchland kein Intereſſe an einem Kriege in
irgend einer Richtung habe. Sodann auf die ruſſiſchen Armee
verhältniſſe zurückkommend, bemerkte Dr. Bamberger, daß die
vorgetragenen großen Zahlen dieſer Armee keinen beſonderen
Eindruck auf ihn machten, da wir Rußland gegenüber eben
weder der größeren Bevölkerungsziffer doch immer
im Nachtheil ſein würden. tGraf Saldern-Ahlimb erklärte, daß die Verhandlungen
der Commiſſion in ihm die Ueberzeugung, daß die Militärvor-
lage nicht bloß überhaupt, ſondern auch in möglichſter Eile an
genommen werden müſſe. noch erheblich verſtärkt hätten. Wenn
wir nicht unliebſame Ueberraſchungen erleben wollten, ſo ſei es
geboten, ſchnell und energiſch die geeigne en vorbeugenden und
uns ſichernden Maßnahmen zu treffen. Die vom Kriessminiſter
gegebenen vergleichenden Ziffern der verſchiedenen Armeen laſſendu das Unzweifelhafteſte erkennen, daß die Erhöhung der
Friedenspräſenzſtärke unſeres Heeres nur abgelehnt werden
kann, wenn wir es mit der Aufgabe der Sicherung unſeres Va
terlandes leicht nehren wollen. Jn ſehr eingehender, ſachkun-
diger Weiſe erörterte Redner ſodann die Verhältniſſe der
deutſchen und der Nachbar-Armeeen, und warnte dringend
davor, durch Ablehnung der Vorlage oder auch nur eine Ver
zögerung der Entſcheidung ernſte Gefahren r

Abg. v. Helldorff erklärte, daß auch ihm die Verhand
lungen der Kommiſſion die Nothwendigkeit, die Vorlage ohne
Zögern und Bedenken anzunehmen, nur noch klarer vor Augen
ger hätten. Er ſei erſtaunt über die Art, in der Dr. Bam-

erger und die oppoſitionelle Preſſe überhaupt die bedeutſame
Rede des Grafen Moltke zu kritiſiren für angemeſſen halte.
Die Rede ſei ſo klar, ſo eindrucksvoll geweſen, daß niemand im
Lande ſie mißverſtehen könne. Das Verlangen des r. Windt-
horſt, noch nähere Erklärungen über die auswärtige Lage zu
hören, verſtehe er nicht. Wenn er auch nach der heutigen Er
klärung des Kriegsminiſters nicht von der Unhaltbarkeit dieſer
ſeiner Forderung überzeugt ſei, ſo wolle er eben lediglichder Vorlage Schwierigkeiten in den Weg ſtellen. Den
Hauptwerth der gegenwärtigen Vorlage erblicke er weniger in
der Regulirung der Frage der Präſenzſtärke und in der Normirung derſelben auf 1 der Bevölkerung, als in der Maß
regel einer Verſtärkung unſerer Armee, die er aus politiſchen
Gründen für dringend geboten halte. Man müſſe gewaltſam
die Augen um nicht zu erkennen, daß das
Charakteriſtiſche der Vorlage in der Vordatirung des Beginns
ihrer Wirkſamkeit vor Ablauf des Septennats, in der Eile, mit
welcher die Regierungen ſich zur Einbringung derſelben ent
ſchloſſen haben, liege, und zum Ueberfluß ſei heute noch klar
und deutlich ausgeſprochen, daß zwingende Gründe für ſie
vorliegen. Er verſtehe nicht, wie es Leute geben könnte, welche
eine Vertrauensfrage wie die vorliegende nicht richtig auf
faſſen wollten oder könnten.

Dr. Windthorſt: Er ſpreche zunächſt ſeine Befriedigung
darüber aus, daß doch heute eine offizielle Erklärung der
Regierung durch den Kriegsminiſter erfolgt ſei. Er faſſe die
Beantwortung, die Annahme oder Ablehnung der Vorlage
durchaus nicht als ein „Vertrauensvotum“ oder das Gegentheil
auf. Er wolle der Regierung weder ein Vertrauens-, noch ein
Mißtrauensvotum ertheilen. Er bedauere, daß Herr v. Hell-
dorff, dieſes Gebiet betreten habe. Er wolle die Varlage ſach
lich beantworten und dabei auch ſeiner Verantwortung gegen
das zablende Volk gerecht werden.

Abg. Richter wendet ſich gegen v. Helldorff, der von einem
möglichen Konflikt geſprochen habe. Daran glaube er nicht;
denn wenn die auswärtigen Verhältniſſe wirklich ſo ernſter
Natur wären, wie v. Helldorff es anzunehmen ſcheine, ſo werde
doch die Regierung r auch noch im Jnnern ſicher
nicht wünſchen. Die von ihm ſelbſt gegebenen Zahlen halte er
denn doch nicht, wie der Kriegsminiſter ausgeſprochen habe, für
gar widerlegt, für welche Auffaſſung Redner, auf einzelne
ſeiner Behauptungen näher eingehend, den Beweis zu erbringen
verſucht. Die Rede des Grafen Moltke ſei das behaupte er
W et noch, nicht im Sinne der Politik des Reichskanzlers
gehalten. anDer Kriegsminiſter: Er halte ſich verpflichtet, dieſer
letzten Ausführung des Abg. Richter gegenüber noch einmal
das Material zu geben, aus welchem ſich die Richtigkeit ſeiner
Zahlen auf das Klarſte erweiſe. Wenn man, wie er, wiſſe, wieſchwierig die exakte Feſtſtellung von Zahlen für auswärtige
Armeeen ſei, ſo werde man ihm glauben, daß die Nachrichten,
die er habe, zuverläſſigerer Natur ſeien, als diejenigen, welche
der Abg. Richter ſich zu beſchaffen gewiß habe.

Nachdem Major Haberling die ſchon früher gegebenen
Zahlen einer nochmaligen Erörterung unterzogen und feſtgeſtellt
hatte, daß die von ihm vorgetragenen Angaben auf abſolute
Zuverläſſigkeit Anſpruch machen könnten, erwiderte der
Abg. v. Helldorf noch dem Abg. Dr. Windthorſt, daß man

die von ihm ausgeſprochene Auffaſſung im Lande wohl
verſtehen werde. Gerade draußen im Lande wohin man
komme ſei das Vertrauen, daß unſere auswärtige Politik in
den Händen des Reichskanzlers wohl aufgehoben ſei und zum
Heile des Vaterlandes geführt werde ebenſo weit verbreitet
wie unerſchütterlich feſt gegründet, und wenn man dieſes Ver-
trauen nach Gebühr zum ausſchlaggebenden ch unkt
mache, ſo käme man allerdings dahin, bei einer ſo eminent
wichtigen Frage die finanzielle Seite erſt in zweiter Linie ins

Auge zu faſſen. tAbg. Windthorſt: Er bleibe dabei, daß die Vor-
lage weſentlich unter dem Geſichtspunkte der finan-
iellen Lage Deutſchlands geprüft werden müſſe. Als
ertrauensfrage faſſe er die Vorlage unter keinen Umſtänden

auf. Vertrauen habe die Regierung dem Reichstage eben nicht
entgegen getragen: darum ſtehe er ſtumm vor dieſer Vorlage,
wie vor dem verſchleierten Bild von Sais.

Abg. v. Helldorff: Daß eine Gefahr für das Vater
land vorliege, verſteht Jedermann im Volke, und Nie-
mand werde es verſtehen, wenn der Reichstag in einem ſolchen
Augenblick ein ablehnendes Votum abgebe. Das Anſehen
dieſer Körperſchaft, das gebe er wohl zu bedenken, werde durch
ein ſolches Votum auch ſicherlich nicht wachſen

Abg. Richter hält vielmehr dafür, daß das Anſehen des
Reichstags nur dadurch leiden könne. wenn man bei unſerer
gegenwärtigen Finanzlage die Steuerzahler im Volke noch mehr
in Anſpruch nehme und die perſönliche Militärlaſt durch Ver-
längerung der Dienſtzeit noch erhöhe.

Nach einigen weiteren Erörterungen zwiſchen dem Abg.
Richter und dem Kommiſſar der verbündeten Regierungen,
Major Haberling, welche richtiger in die Spezialdiskuſſion ge
hört hätten, wurde die Generaldiskufſion geſchloſſen und
die nächſte Sitzung auf Dienstag Vormittag 11 (oder 10) Uhr
anberaumt.

Zum Schluß ſtellte der Abg. Richter noch folgende Fragen,
um deren Beantwortung in der nächſten Sitzung er erſüchte:
1) Wie iſt augenblicklich die Statiſtik der Dispoſitions- Urlauber
2) Wie vertheilt ſich das in Abſicht genommene erhöhte Re
krutenKontingent?

Das Militärgeſetz und die Volksſtimmung.
Die „Nationalliberale Correſpondenz ent

hält heute folgenden Artikel, mit dem wir Wort für Wort
uns einverſtanden erklären können. Er lautet:

Man nimmt an, daß die Militärvorlage vor Weih-
nachten zwar in der Kommiſſion durchberathen wird, im
Plenum aber nicht mehr zur Erledigung kommt. Jm Jn-
tereſſe der möglichſt baldigen Ausführung des Geſetzes iſt
die Verzögerung der Entſcheidung bis über Neujahr ſehr
u bedauern, dagegen ſcheint üns, daß das ZuſtandeKunen des Geſetzes und zwar nicht nur mit einer knapp

r ſondern einer anſehnlichen Mehrheit durch
en Aufſchub nur noch mehr geſichert wird. Jn den drei-

wöchentlichen Weihnachtsferien werden die Abgeordneten
in ihre Heimath zurückkehren. und Gelegenheit haben, ſich
mit den Wählern über die alle Gemüther aufs lebhafteſte
beſchäftigende Angelegenheit zu beſprechen. Die Gegner
des Geſetzes werden dabei ohne Zweifel die Erfahrung
machen, daß ſie einen großen Theil ihrer m Wähler
in dieſer Sache nicht hinter ſich haben. Das Volk iſt
durch die Kriegsgefahr, die uns in ſo ernſter Weiſe vor
gehalten werden mußte, offenbar in hohem Grade beun-
ruhigt und erregt und in ſeiner weitüberwiegenden Mehr
a wird es die leichtherzige Auffaſſung, mit der deutſch

eiſinnige und clericale Politiker dieſe furchtbar ernſte
Sache behandeln, nicht zu theilen vermögen. Das Volk
wird einſehen, daß es in ſo gefahrdrohenden Zeiten wie
die jetzigen keine höheren T und Rückſichten geben
kann, als die Sicherheit des Vaterlandes mit Anſpannung
aller Kraft nach Möglichkeit feſtzuſtellen. Gegen dieſe
einfache Pflicht können an und für ſih noch ſo r
finanzielle Bedenken ebenſowenig aufkommen wie die Rück
ſichten eines auf die Spitze getriebenen Budgetrechts.
Gegen die ungeheuren Opfer nicht nur an nationalen
Gütern, ſondern auch rein wirthſchaftlicher Natur, die
uns im Fall eines unglück ichen Krieges auferlegt würden,
können die Leiſtungen, die uns jetzt zugemuthet werden,
arnicht in Betracht kommen. Täuſchen wir uns nicht,v nimmt dieſe Ueberzeugung mit jedem Tage im Volke

mehr überhand, und die Wahrnehmung dieſer Stimmung
wird auch auf manche Abgeordnete, die jetzt noch im Bann
des Richter'ſchen Militärhaſſes und der e e
Welfenintereſſen ſtehen, den Eindruck nicht verfehlen. Die
Wähler dürfen es nur an eindringlichem Zureden nichtfehlen laſſen. Dazu iſt die Zwiſchenpanſe in der par-

lamentariſchen Arbeit ſehr geeignet. Die Verſchleppungs-
taktik könnte auf dieſe Weiſe leicht Früchte hervorbringen,
die ihren Urhebern durchaus nicht erwünſcht ſind. Aus
verſchiedenen Orten, aus Oldenburg, aus Frankfurt a M.
wird bereits von Kundgebungen zu Gunſten des Zuſtandekommens des Militär ſehes berichtet. Wir zweifeln nicht,

daß dieſe Bewegung ſich in den nächſten Wochen noch er
heblich erweitern und vertiefen wird. Es kommt auch
nicht bloß darauf an, das Geſetz mit knapper Mehrheit
von ein paar Stimmen durchzudrücken; es iſt von dem
höchſten Werth, daß eine große Mehrheit des Reichstags
den Beweis liefert, wie ſie jederzeit die ſchweren Opferwillig zu bringen bereit iſt welche die Sicherung des

Vaterlandes auferlegt. Je größer die Mehrheit, um ſo
ſtärker wird auch im Ausland, von wo die Gefahr droht,
der Eindruck ſein.

Das ruſſiſche Communiqueé.
Das ruſſtſche Communigué, deſſen Jnhalt telegraphlſch mit

etheilt worden, lautet: „Das Circular des Miniſteriums des
Aeußern an unſere Vertreter an den auswärtigen Höfen, wo-
rüber die ausländiſche Preſſe Kenntniß bekommen, hatte den

weck, die Anſchauung der kaiſerlichen Regierung über die Re
ültate der Anweſenheit des General-Majors Baron Kaulbars
in Bulgarien zum Ausdruck zu bringen. Als der Fürſt Alexander
von Battenberg Bulgarien verließ, übergab er die Verwaltung
des Landes einer Regentſchaft von ihm ſelbſt ausgewählter
Perſönlichkeiten, von denen ſich einige bereits früher für blinde
er Rußlands erklärt hatten. Die Bedingungen, unter denen

ich die Regentſchaft ronſtituirte, beraubten ſie der Bedeutung
einer geſetzlichen Regierung. Da aber die factiſche Macht ſich
in ihren Händen hefand, ſo hielt es die kaiſerliche Regierung in
ihrein lebhaften Jntereſſe für die Geſchichte des bulgariſchen
Volkes nicht für zeitgemäß, die geſchaffene Lage der Dinge als
vechtmäßig anzuerkennen Sie zog es vor, ungeachtet des Miß
trauens, welches ihr einige der zeitweiligen Regenten einflößten,
ihre moraliſche Unterſtützung anzuwenden, um ihnen die Ge-
ahren zum Bewußtſein zu bringen, welchen das Land ausgeſetzt
ein könnte, wenn es in der jetzigen Lage verharrte, und ihnen

den regulärſten Weg zu weiſen, wie ſie ſich aus dieſer Lage
befreien könnten. Unter dieſen Geſichtspunkten wurde General-
Major Baron Kaulbars beauftragt, die Regenten zur Aufhebung
des Belagerungs-Zuſtandes zu bewegen, die beabfſichtirte Ein
berufung der großen Sobräanje behufs der Wahl eines Fürſten,
ſowie den Urtheilsſpruch über die Verſchwörer vom 9. Auguſt
aufzuſchieben. Die im Lande herrſchende Erregung ſchloß voll
ſtändig die Möglichkeit einer reiflichen und leidenſchaftlichen
Beurtheilung ſowohl der einen, als auch der anderen Frage
aus, ohne welche es jedoch unmöglich war guf eine regüläre
Entſcheidung zu bauen. Gleichzeitig ſollte ſich der General
Kaulbars mit den Wünſchen des bulgariſchen Volkes ſelbſt ver
traut machen, welches gegen ſeinen Willen bereits vor länger
als einem Jahre auf eine abentenerliche, die Zukunft bedrohende
Bahn gezogen worden war und er ſollte das Volk des unver-
änderten Wohlwollens der kaiſerlichen Regierung vergewiſſern.
Vachdem ſich der General Kaulbars nach ſeiner Ankunft in
Sofia bereit erklärt hatte, geeignete Maßregeln zur Wieder-
herſtellung der normalen Lage in Betracht zu ziehen, weigerten
ſich die Regenten und ihre Miniſter gleich darauf den Rath
ſchlägen des Generals zu nen. indem ſie ſich dabei auf die
Vandesgeſetze ſtützten, welche ſie ſelbſt ungeſtraft ignorirten,
und dern Hauptverletzung darin beſtand, daß ſie ſich an der
Spitze der Regierung befanden. Hierauf ſchritt man in Bulgarien
und Oſt-Rumelien zu den Wahlen für die große Sobranje, wo
bei die Regenten, um den Triumph ihrer eigenen Partei zu
ſern und alle ihnen feindlichen Bulgaren von den Wahlen
ern zu halten. es nicht verabſäumten, durch die allerenergiſchſten
und aufrühreriſchſten Ma n auf die Bevölkerung einzu
wirken. (Schluß folgt in der 2. Ausgabe.)

Heer und Marine.
Berlin, 13. Dezember. S. M. Kanonenboot „Cyelop“,

Kommandant Kapitän- Lieutenant v. Halfern, iſt am 10. Dezem
ber cr. in Gabon eingetroffen und beabſichtigt, am 14. deſſ.
Mts. wieder in See zu gehen.

Koloniales.
Wie die Köln. Zig. berichtigt, hat ſich in ihre auch von

uns wiedergegebene Mittheilung über den Stand der interna-
tionalen Verhandlungen wegen des Sultanats Zan-
zibar ein Jrrthum eingeſchlichen. Der dem Sultan danach
zugeſprochene Küſtenſtrich iſt landeinwärts nicht zehn geogra-
phiſche Meilen, ſondern zehn geographiſche engliſche Meilen
breit. Eine ſolche iſt nur der vierte Theil der deutſchen
geographiſchen Meile. gUeber die Verhältniſſe an, dem Küſtenſtrich. wo Dr.
Jühlke ermordet würde. ſchreibt der „Nat. Ztg. ein Mit
arbeiter welcher ſich Monate lang dort aufgehalten hat. Jn
verſchiedenen Zeitungen, die über die Ermordung des Pr. Jühlke
durch die Somalis berichteten, wird daran gezweifelt, ſich
überhaupt Somalis in der Gegend von Kismayu befinden.Jeder, der ſich mit vſtafrikaniſcher Geographie beſt ä hat
wird wiſſen, daß die Somalis ſich nicht allein ſchon ſeit dreißig

Jahren in der Gegend von Kismayu niedergelaſſen ſondern
daß ſie auch ihre alten Feinde, die Gallas, ſchon ein z
Theil ſüdlicher gedrängt haben mindeſtens über den zweiken
Grad ſüdlicher Breite hinaus. Am JubaFluß und bei Kismahn
hauſt gerade der ſchlimmſte der SomaliStämme, die ſfogenann-
ten KablallahSomalis, welche die anderen Stämme noch an
Fanatismus, Hinterliſt und Schlechtigkeit des Charakters ükcr,
treffen. An der Somali-Küſte, wenigſtens an der ſogenanjfer
Benadir-Küfſte, alſo von Mukdiſcho abwärts bis zum JubaF
können Europäer überhaupt nur mit verhältnißmäßiger Sicher
heit landen in den vier vom Sultan von Zanzibar befeſtigten
und mit Garniſonen verſehenen Plätzen Müukdiſchu, Merka,
Brawa und Kismayu. welch' letzteres allerdings etwas ſüdlich
vom Juba liegt. Ueber die Stadtmauern hinaus erſtreckt ſig
die Autorität des Su tans von Zanzibar aber nicht, und jeder
Europäer, welcher die Küſte beſucht, weiß dies. Wünſcht er
trotzdem ins Jnnere zu gehen. ſo wird ihm ausdrücklich vom
arabiſchen Gouverneur mitgetheilt, daß er dies auf eigene Ge
fahr hin thue und der Gouverneur nicht für ſein Leben ver-
antwortlich ſein könne. Es iſt erſtaunlich, daß Pr. Jühlke,
trotzdem ihn ſeine Landsleute in Zanzibar doch zweifelsohne
gewarnt haben werden, vertrauensvoll an dieſer Küſte gelandet
iſt. was kein mit den einſchlägigen Verhältniſſen Bekannter ge
than haben würde, es ſei denn in Begleitung von mindeſtens
fünfzig und wären es auch nur arabiſche Soldaten. Es iſt
ſchaoe, daß dieſes vielverſprechende Land von einer Hevölker-
ung bewohnt iſt, welche ſich in Güte ſchwerlich zivi-
liſiren laſſen wird. Trotzdem der Sultan von
hier ſchon ſeit 1870 Garniſonen an den obenerwähnten
Plätzen unterhält, iſt er doch noch keinen Fuß breit ins Jnnere
vorgedrungen; und wenn ſich die Somalis ſo zu ren Glaubens
genöſſen, den Arabern, ſtellen, wie ſchwer dürfte es da „Un-
gläubigen“ fallen, dort feſten Fuß zu faſſen, es ſei denn ſie
verſchafften ſich durch eine entſprechende bewaffnete Macht den
nöthigen Nachdruck

Halle, den 14. Dezember.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.)
Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht heute die von

uns bereits vor mehr als einer Woche berichtete Ver
leihung des Kronen-Ordens vierter Klaſſe an den Ban
quier Heinrich Lehmann hierſelbſt.

Oeffentliche Stadtverordneten- Sitzung.
Montag, 13. Dezember. u

Vorſitzender: Direktor Dr. Schrader, Schriftführer Bau
meiſter Schulz e.

Am Magiſtratstiſche: Oberbürgermeiſter Staude, Bürger-
meiſter Schneider, Stadträthe Lohauſen, Dr. Krähe,
v. Holly, Zernial, Jochmus, Dryander, Fubel,
Hildenhagen.

Punkt 1 und 8 der Tagesordnung, eine Nachbewilligung
bei dem Etat der Realſchule und die Erhöhung einer Etats-
oſition der Realſchule betreffend, wurden nach Vortrag des
eferenten, Hrn. Demuth, mit den von der Finanzcommiſſion

beantragten Modificationen genehmigt.
2. Von der fortgeſetzten Berathung über das neu entworfene

Sparkaſſen Statut wurde einem Antrage des Correferenten
Hrn. Schlieckmann gemäß Abſtand genommen, daß diess 28 u. f.
bis zum Schluß des Entwurfes eine nochmalige Vorhberathung
in der Commiſſion als wünſchenswerth erſcheinen laſſen.

3. Feſtſtellung der Ausbaubedingungen für einige
Straßen im nordöſtlichen Bebauungsplan. Ref. Herr
Keferſtein. Es handelt ſich zunächſt um den 69000 Qu.-Mtr.
Suben „Victoriaplatz“, welcher von einer 13 Meter breiten

traße nie wird, welche einen Fahrdamm von 8 Meter
und einen rege von 5 Meter Breite erhalten ſoll. Es
iſt ein GranitplättenTrottoir von 1,75 Meter und es ſoll zurBepflanzung des Bürgerſteiges ein 1 Meter breiter Skrees

ungepflaſtert bleiben, während die übrige e mit Moſaik-
pflaſter verſehen werden ſoll. Die Baucommiſſion hat ſich im Ueb-
rigen mit dieſer Anlage einverſtanden erklärt, nur hält ſie es für
zweckmäßig, daß auch der zum r vorbehaltene Streifen
bis auf eine für jeden Baum ausgeſchloſſene Fläche von 1 Mtr.
Durchmeſſer gleichfalls mit Moſaikpflaſterung verſehen werde,
da andernfalls bei eintretendem Regenwetter für den Verkehr
manche Unannehmlichkeiten entſtehen Foßren Die Jnnenfläche
des Victoriaplatzes, 1200 Qu.- Mir groß, ſoll der Stadt von
dem Unternehmer eingeebnet und beraſt übergeben werden.
br. Müller erſucht im Intereſſe der künftigen Bepflanzung
den von der Baucommiſſion eingebrachten AbänderungsAnkrag,
die Pflaſterung des offengelaſſenen Streifens des Bürgerſteiges
betreffend, abzulehnen, da er den unbehinderten Zutritt der
Feuchtigkeit, ſowie den freien -Luftwechſel für eine Lebensbe-
dingung der anzupflanzenden Bäume halte. Wolle man aber
dem Antrage der Commiſſion Folge geben, ſo möge man von
vornherein von einer Bepflanzung Abſtand nehmen denn man
werde doch nur verkümmerte Bäume ziehen Von dem Ref.
und den St.V. Dönitz und Lutze wird dagegen die r
niß des Vorredners nicht getheilt da das Moſaikpflaſter ſo
durchlaſſend ſei, daß die Bäume hinreichende Feuchtigkeit
und genügenden a Wuſtwechſel haben würden. Stadt
Baurath Lohauſen und St.-«V. Roth ſchließen ſich der An
ſicht des Vr. Müller an und bitten gleichfalls um Ablehnung
des Kommiſſionsantrags, welche denn auch durch die Verſamm-
lung erfolgt. Zu der aufgeworfenen-Frage, unter welchen Be-
dingungen die Ueberlaſſung der Jnnenfläche des Vietoriaplätzes
an die Stadt erfolgen werde, konnte die Auskunft ertheilt
werden. daß der Unternehmer, Herr Zimmermeiſter Schultze.
den DOuadratmeter mit 3.50 offerirt habe. Ferner iſt die
Victoriaſtraßermit 13 m Breite und zwar 7 m für den Fahr-
damm und je 3 m für das Trottoir, projectirt. Die Pflaſterung
ſoll mit Reihenſteinen II. Elaſſe erfolgen und iſt auch eine Be
pflanzung in Ausſicht genommen. Die Moltke- und Rodn-
Straße ſollen eine Breite von 15 m erhalten und zwar 9 m
Fahrdamm und je 3 m Trottoir jedoch ohne Bepflanzung. DieVautkommiſſion beantragt dagegen, beiden Straßen eine Fahr
dammbreite von nur 7 m. und eine Trottoirbreite von 3.75 m
z 8cen. womit ſich auch die Verſammlung einverſtanden er

e

Die Feſtſtellung des Etats der Quartier Amtskaſſe
pro 188788, ſowie die Ertheilung der Decharge über die Rech
nungen der ſtädtiſchen Fortbildungsſchule auf die drei Jahre
1883 86 erfolgte noch Vortrag des Referenten Herrn Sachs
debattelos. Ebenſo wurde auf Bericht deſſelben Referenten die
Decharge über die Rechnung der Hundeſteuerkaſſe pro 1884 85,
welche in Einnahme und Ausgabe mit 8426 4 abſchließt, er
theilt. Ein Antrag des Referenten, dieſer Rechnung für die
Zukunft einen beſonderen Nachweis der Strafgelder anzufügen,
wurde dagegen von der Verſammlung abgelehnt.

Zu dem Prozeſſe der Stadtgemeinde Halle wider
die Kirchengemeinde zu St. Ulrich theilte rückſichtlich der
ergangenen Erkenntniſſe St.V. Schlieckmann mit daß der
Prozeß, welcher beim hieſigen Landgerichte zu Gunſten der
Stadtgemeinde entſchieden war, in Naumburg und Leipzig ver
loren worden ſei. Nach dem beſtehenden Rechte ſei allerdings
bei Kirchenbauten der Patron nur zur Lieferung der Bau
materialien verpflichtet und nur mit dem Betrage für dieſe
heranzuziehen. Die Stadtgemeinde Halle habe jedoch nach
einem Beſchluſſe der ſtädtiſchen Behörden bei einem im Jahre
1822 ausgeführten Kirchenbaue die ſämmtlichen Koſten über
nommen und ſei bis re 1882 ſtets ſo verfahren, wo der
in Rede ſtehende Fall, die Umdeckung des Kirchendaches eine
Weigerung der Uebernahme ſämmtlicher Baukoſten herbeiführte.
Der Prozeß ſei durch jene nachgewieſene Obſervanz für die
Stadt verloren gegangen da bekanntlich bei Entſcheidungen in
re Streitigkeiten die Obſervanz ganz beſonders ins Ge
wicht falle.

Die Bewilligung der Mittel zur Feſtſtellung einer
ne im Jnundationsgebiete der Saale wurde
auf Bericht des Referenten Hrn. Keferſtein im Betrag von
330 ausgeſprochen

Ueber die Begebung von 8 Millionen Mark der
ſtädtiſchen n Anleihe wurde vom Referenten
Hrn. Demüuth die Mittheilung gemacht, daß dieſelbe zu dem
Curſe von an das Berliner neu oſeph Band au
in Verbindung mit der „Norddeutſchen erfolgt ſei. Auf
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eine pirdge gab der Bürgermeiſter Schneider die Erklärung

in Höhe von 31 900 wurde nach Vortrag des St.V. Meyer

J Ebenſo SKücken gegen Hoſpital bez. ſtädtiſche Grundſtücke die

e lur, mit 1800

a ädtiſche

Werke und der Sinfonie-Soireen der königlichen Capelle Herr

zig Woh zurück; es ſchien ihr, als ob ſich die Briefe inzwiſchenehrt 5

ziger welcher eine Photographie dreier junger Leute enthielt,

ß dieſe Abmachung nur die erſten 3 Millionen der 6
illionen- Anleihe betreffe während man für die übrigen drei
illionen vollkommen freie Hand habe.r Feſtſtellung des Etats für das Leihamt pro 1887 88

andslos genehmigtanſt nd der Austauſch von fiskaliſchen Grund-

Genehmigung der Verſammlung Referent Herr Tombo wies
darauf hin und wurde in ſeinen Ausführungen durch den
Referenten der Agrarcommiſſion Hrn. Roth unterſtützt, daß
die bezüglichen fiscaliſchen Grundſtücke Wieſenflächen in Seebener

pro Morgen allerdings ſehr hoch abgeſchätzt
ien, t man aber trotzdem den Erwerbungen ſeine Zuſtimmung
eben m da es ſich um einen Beſitz handle, welcher für die

aſſerleitung ganz unentbehrlich ſei. Auch dem St.
Hüll mann erſcheint die Taxe zu hoch und er möchte an

heimgeben, ob nicht für die Stadt ein etwas günſtigeres Reſultat
Zu erzielen ſei. Dagegen bemerkt St.V. Bethcke, daß die
Angelegenheit durch zwei Commiſſionen gegangen und dortaeg allen Seiten reiflich erwogen ſei. Uebrigens ſeien die
Wieſen, welche nachgewieſen eine Ablagerung von Ziegelerde
enthalten, mit Rückſicht hierauf keineswegs zu hoch geſchätzt.
V ſgg Verſammlung genehmigte hierauf die Magiſtrats
Vorlage.

Todesfälle
Jm Alter von 77 Jahren iſt am 13. Julius Sachs,

der Chef der Firma Sachs u. Edinger zu Berlin, welche ſich
eines weitverbreiteten Rüfes als das namhbafteſte Comptanten
Geſchäft Berlins und als Beſitzerin einer Gold und Silber-
Scheideganſtalt erfreute, geſtorben. g

S In Kopenhagen iſt vorgeſtern wie ein geſtriges Te
legramm unſern Leſern ſchon berichtete, Johann Nikolai Mad-
wig, einer der ausgezeichnetſten Philologen der Gegenwart,
im 83. Lebensjahre geſtorben. Madwig würde ſchon 1829 Pro
Feſſor der lateiniſchen Sprache und Literatur an der Univerſität
Kopenhagen Jm Jahre 1848 würde er in den däniſchen
Reichstag gewählt, ſchloß ſich der eiderdäniſchen Partei an und
überhahm in deren Miniſterium November 1848 bis Juli 1851)
das Portefeuille des Kult.is und Unterrichts. Noch wenige
Wochen vor ſeinem Tode ließ er eine Broſchüre drucken, worin
er das Urtheil des Kopenhagener höchſten Gerichts ſcharf ver
urtheilte, welches die Rechtskraft proviſoriſcher Geſetze bis zu
deren Verwerfung durch beide Thinge anerkannt hatte. Die
Broſchüre kam nicht in den Buchhandel, ſondern wurde nur an
die Mmiſter, die Abgeordneten und ſonſtige hervorragende
Politiker vertheilt.

Am Freitag verſchied in Berlin der Königl. Kammer-

muſikus a. D. Hermann Bahlke. SDie Wittwe des jüngſt verſtorbenen ehemaligen Reichs
kanzlers Grafen Beuſt iſt am 12. auf dem Schloße Alten
berg geſtorben. Die Gräfin iſt eine Tochter des bayeriſchen
Generallfeutenants Frhrn. v. Jordan. Jn München hat ſie
in ihrer J als Stern der Geſellſchaft geglänzt und König
Ludwig L ließ ſie für ſeine „Gallerie weiblicher Schönheiten
malen Als Beuſt im Jahre 1841 ſächſiſcher Geſchäftsträger in
München wurde, lernte er ſeine ſpätere Gemahlin kennen. Beuſt
lebte mit ſeiner Frau in glücklicher Ehe. Gräfin Beuſt war ſeit
rer kränklich und ihr körperlicher Zuſtand hinderte ſie, die

epräſentatiönspflichten ihrer Stellung zu erfüllen. Auf dem
Wiener Boden hat ſie ſich nie heimiſch gefühlt. Auch in den
Tagen des Glücks die ihrem Gatten hier gelächelt, hat ſie ver
hältnißmäßig zurückgezogen gelebt und ſich der großſtädtiſchen
Art nür üngern angepaßt. Beuſt repräſentirte zumeiſt allein
auf dem Ballplatze, auch in London und Paris iſt er
ſpäter ein ſo guter Gatte er geweſen. zumeiſt wie ein Jungge-
ſelle in der Geſellſchaft erſchienen. Gräfin Beuſt erkrankte im
Vorjahre ſehr bedenklich; ſie überſtand die Krankheit, aber der
Tod ihres Gatten hatte die Kräfte der kaum Geneſenen aufs
neue erſchüttert. Sie iſt ſeit vierzehn Tagen ſchon von den
Aerzten aufgegeben

Kuuſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Für Carl Mittell hat auch der Direktor des Ber
liner Wallnertheaters, wo Mittell ſeine Laufbahn begann,
die Einnahme einer Vorſtellung beſtimmt.

r Hofkapellmeiſter Mottl aus Karlsruhe iſt zum Hof-
kapellmeiſter und kern der Kgl. Oper zu Berlin gewählt
worden. Herr Mottl ſoll namentlich für die Direction Wag-
ner'ſcher Werke beſtimmt ſein, während zur Leitung der claſſiſchen

Muſikdirektor Deppe, bekannt u. A. auch durch ſeine lang
jährige Leitung der ſchleſiſchen Muſikfeſte, auserſehen ſein ſoll.

Aus aller Welt.
Schickſale eines Triumphwagens. Jn Paris wurde

der für den „Einzug des Grafen Chambord beſtimmte,
aus den w. r einer Geldſammlung der Legitimiſten an
eſchäffte Triumphwagen an den König von Griechen

land für 25000 Franken verkauft.
Der Brüſſeler MillisnenDiebſtal. Jn Betreff des in

Belgien verübten Poſtdiebſtahls hat ſich, wie die Voſſ.
2 hört, am klein Vorgang ereignet. der vielleicht den

hätern auf die Spur führt. Als eine Frau Nosl durch die
Straße La Blanchiſſerie des Morgens um 8 Uhr ging, bemerkte
ſie an der Oeffnung des Abzugskanals einige Briefe und da-
neben zwei Männer ſtehend welche ſich eifrig unterhielten. Um
10 Uhr kehrte ſie durch die Straße La Blanchiſſerie in ihre

gemehrt hatten ſie rief einen Arbeiter herbei. Dieſer hob das
Gitter hoch und zog gegen 50 Briefe heraus Sie eilten zur
Polizei die Briefe die zum Theil durchnäßt, zum Theil be
ſchmutzt waren, wurden getrocknet und geordnet. Nur ein ein

war geöffnet. Alle trugen amerikaniſche Briefmarken. Das
Datum ergab, daß ſie zu den geſtohlenen Briefen gehörten.
Sofort wurde die Staatsanwaltſchaft benachrichtigt und der
Befehl gegeben, alle Oeffnungen der Abzugskanäle ſorgſam zu
ugterſuchen. So wurden im Ganzen nach und nach 280 Briefe
T ſämmtlich aus Amerika, meiſt für Rußland und Polen be
ſtimmt aufgefünden. Es waren ſämmtlich einfache nicht ein
geſchriebene Briefe die zu den Briefſchaften der beſtohlenen
engliſchen Poſt gehörten Da die Abzugskanäle des Morgens
zwiſchen 4 und 6 Uhr gereinigt werden, ſo haben die Briefe,
wie auch ihr Zuſtand zeigte, nicht lange im Waſſer und Schmutz
lzſen Frau Nosl konnte die beiden Männer, die ſie an der

effnung des Abzugskangals hatte ſtehen ſehen, genau d r
Die Polizei ſucht dieſe eifrigſt, hat auch feſtgeſtellt, daß einer
derſelben ſich Nachts in einem übel berüchtigten Hauſe auf
gehalten hat.

Ein Mittel gegen den Katzenjammer. Jm Med.
Chron.“ bringt der engliſche Arzt Wathon Smith einen Bericht
über die in den Staaten Zentralamerikas und Weſtafrikas
unter dem Namen Kolg oder Guru Nüſſe bekannten Nüſſe
eines dort einheimiſchen Baumes, welcher der trinkenden Menſch
heit eine Wohlthat verheißt, die beſonders von den Germanen
zur beiden Seiten des Rheins freudigſt begrüßt werden wird.
Die Kolanuß, ſo ſchreibt der Herr Doktor ſteht in ihrer Hei
math nicht nur in dem Rufe ſchlechtes Waſſer trinkbar und
verdorbene Speiſen genießbar zu machen ſondern ſie ſoll ein
vorzügliches Mittel gegen eines der größten Leiden der Sterb
lichen den Katzenfammer, ſein. Eine Paſte aus Kolanüſſen
macht binnen einer halben Stunde dem ſchwerſten Kopf wieder
leicht und klar. Jn einzelnen Garniſonsſtädten ſitzen an den
Wegen Verkäufer welche den vorbeipaſſtrenden Soldaten die
allzu reichlich den Spirituoſen r Kolanüſſe verkaufen,
und wenn die Soldaten die Kaſerne erreichen, iſt der Rauſch
vollſtändig verflogen. (7) Die Araber welche im Trinken be
deutend mehr leiſten können als die Eingeborenen, vermögen
dies nur deshalb, weil ſie während des Trinkens Kolapaſte
kauen und ſo den üblen Wirkungen des Alkohols vorbeugen
Aber noch mehr es wird auch behauptet daß der Trinker ſich
während der nächſten Tage nach dem Genuſſe der Kola ſeinem

ſelbſt auch von Vegetarianern als Erſatz für den ihnen ſo ver
haßten Hering acceptirt werden könnte. (Wir bitten Studierende
und andere Herren welche die Probe mit GurnNüſſen ge
macht haben uns von der Wirkung güdtigſt in Kenntniß zu
ſetzen. Red)

Liebe auf dem Lande. Der Selbſtmord eines Bauern
Mark iſt unter eigenburſchen in dem Dorfe Blumberg in der

thümlichen Verhältniſſen ausgeführt. Das auf einem dortigen
Bauerngut dienende Mädchen hatte ſeit läugerer Zeit mit einem
gleichfalls bei einem Bauern dienenden Knecht ein Liebesver-
hältnis unterhalten, Dieſes Verhältnis erhielt kürzlich dadurch
einen Vruch, daß der Liebhaber ſeine Auserwälke gründlich
durchprügelte. Eine ganze Reihe von Tagen war das Liebes
verhältnis geſtört, doch könnte der zärtliche Liebhaber fich nicht
in den Gedanken finden, daß er die Dorfſchöne laſſen ſolle. Er
faßte ſich ein Herz, gab Se Worte, wurde aber von dem
Mädchen zurückgewieſen. Deſſen ungeachtet kam er wiederholt
nach dem Gehöft, wo das Mädchen diente, bis er von dem
Dienſtherrn der Schönen ebenfalls fortgewieſen wurde. Dieſe
energiſche Abweiſung machte einen ſolchen Eindruck auf den ver
liebten Knecht, daß er nach Hauſe än. ſich in den Sonntags
anzug ſteckte und in dem Garten ſeines Dienſtherrn an einem
Baume erhängte.

Ans der Provinz Sachſen und ihrer Umgebung.
Der Abdruck unſerer Original-Correſpondenzen iſt nur mit

Quellenangabe geſtattet.

88 Weruigerode, 10. Dezember. (Verurtheilung).
Bürgermeiſter Kruska wurde von der Strafkammer von
der Anklage der Unterſchlagung eſprochen, jedochwegen Beleidigung zu 150 Geld raſe verurtheilt.

Prettin, 12. Dezember. (Jagd. Wohlthätig-
keits-Concert). Bei der vorgeſtern abgehaltenen Treib
jagd, die ungefähr ſich auf die Hälfte des hieſigen Jagd-
terrains erſtreckt, wurden 113 Haſen und 1 Fuchs erlegt.
Die Pächter waren mit dieſer Zahl wohl zufrieden, da
ſie etwa nur die Hälfte der genannten Zahl erwartet
hatten und von überall nicht zufriedenſtellende Reſultate
der diesjährigen Haſenjagd gemeldet werden. Wie
allzährlich, ſo findet auch in dieſem Jahre zum Beſten
armer Kinder hieſiger Parochie ein Concert heute ſtatt.
Da das Programm ein ſehr reichhaltiges iſt, ſo hofft
man wie im vergangenen Jahre auf eine ergiebige Ein-
nahme, Das Entree iſt ziemlich niedrig bemeſſen.

S Teuchern. (Neue Fluchtlinten.) Nach Be-
ſchluß unſerer Stadtbehörde werden gegenwärtig für die
Bahnhofsſtraße, den Steinweg und die Schortauerſtraße
neue Baufluchtlinien feſtgeſtellt. Es begegnet dieſe Maß-
nahme allgemein dem Wunſche unſerer Bürgerſchaft, da
benannte Straßen, welche regen Verkehr haben, zum
Theil recht ſchmal ſind. Die Lerbreiterung des Stein
wegs dürfte in naher Zeit vorgenommen werden, da hier
und an der Marktſeite auf dem ehemaligen Burkhardt-
ſchen Grundſtücke, Herr Fleiſchermeiſter Schulze einen
Neubau errichten und damit, dem Beſchluſſe der ſtädtiſchen
Baucommiſſion gemäß, entſprechend zurückrücken wird.

d Mühlhauſen i. Th., 10. Dezember. (Aus der
Stadtverordnetenverſammlung.) Jn der heutigen
Stadtverordnetenverſammlung wurden zur Fertigſtellung
der neuen Martiniſchule 10,500 Mark bewilligt. Die
Stelle des Schuldieners, bezw. Hausverwalters an der-
ſelben Schule wurde dem Feldwebel Kuhlmann in Mei-
ningen übertragen gegen eine baare Vergütung von 1500
Mark, freie Wohnung und Heizung. Zu der erledigten
Stelle eines beſoldeten Stadtraths hatten ſich 8 Bewerber
gemeldet; von dieſen wurde der Gerichtsaſſeſſor Oscar
Lohwaſſer in Gneſen zum Stadtrath gewählt.

S Bernburg, 13. Dec. Verſammlung des
Land wirthſchaftlichen Vereins). Am Mittwoch,
den 15. d. M. wird der hieſige Landwirthſchafl. Verein
im Café Zimmermann eine Verſammlung abhalten.
Außer der ſtatutengemäßen Neuwahl der Mitglieder zum
Centralvorſtande des Landwirthſchaftl. Central Vereins
für Anhalt (5 Mitglieder, 5 Stellvertreter auf 3 Jahre)
und dem Bericht über die am 26. Nov. ſtattgehabte
Sitzung des CentralVereinsVorſtandes zu Deſſau ſind
2. Vorträge angemeldet und zwar von Herrn Direktor
Hahne aus Berlin „über Erläuterungen zu dem Reichs
geſetz, betr. die Unfall Verſicherung der in land und
forſtwirthſchaftl. Betrieben beſchäftigten Arbeiter“ und von
Herrn Prof. Dr. Hellriegel aus Bernburg „über Ver
änderungen, welche die Kartoffeln beim Lagern in der
Miete erleiden. Unter den Diskuſſionsgegenſtänden be
finden ſich 4 Fragen.

Leipzig. 13. December. (Elektriſche Be
leuchtung. Privatpoſt. Hans Sitt.) Nachdem
das Statverordnetencollegium die runde Summe von 8000
Mark zu der Ausarbeitung eines Entwurfs betreffend die
Einführung des elektriſchen Lichtes als Stra-
ßenbeleuchtung bewilligt hat, haben die Vorarbeiten
zu dieſem Zweck nunmehr bereits begonnen und zwar
wird zunächſt eine Denkſchrift verfaßt werden, welche
alle Erfahrungen auf dem Gebiete des elektriſchen Be
leuchtungsweſens in ſachlicher und ſorgſamer Weiſe zu
ſammentragen und aus dieſen Erfahrungen die Zweck
oder Nichtzweckmäßigkeit der elektriſchen Beleuchtung als
Straßenbeleuchtung ergeben ſoll. Wie in Fachkreiſen
verlautet, dürfte die elektriſche Beleuchtung eines ſo gro
ßen Gemeinweſens wie Leipzig kaum durchgängig zu er
möglichen ſein. Die hier ſeit etwa drei Wochen be

Privatpoſt friſtet ein gar kümmerliches Daſein
und dürfte von keinem langen Beſtande ſein. Das Publi-
kum hat kein Vertrauen zu dem Jnſtitut, weil daſſelbe
nicht die gleichen Garantien bietet, als die Reichspoſt.
Wie man hört, iſt innerhalb des bisherigen Geſchäfts-
betriebes noch nicht einmal die Ziffer von 10000 Brief
beſtellungen erreicht worden. Aus zuverläſſiger Quelle
e ich, daß unſer trefflicher Hans Sitt nicht nur
die Leitung einzelner Concerte des philharmoni-
ſchen Orcheſters in Berlin übernehmen wird, ſon
dern überhaupt für die ſtändige Leitung jenes Unterneh-
mens in Ausſicht genommen ſei. Der Weggang des Herrn
Sitt würde fur Leipzig ein großer muſikaliſcher Verluſt
ein.

t Geſtern früh iſt in Magdeburg das Dienſtmädchen
Emma Görges von einem Soldaten durch eine
Kugel verwundet worden. Das Mädchen, welches
noch lebend nach dem Krankenhauſe geſchafft wurde, giebt
nach der „M. Z.“ an, daß das Unglück durch Unvor-
ſichtigkeit n ſei. Der Soldat habe ihr einen ge
ladenen Revolver zum Aufbewahren übergeben wollen
und dabei geſagt: „Hiermit kann man einen Menſchen

Vieblingsgetränk nicht ohne ein Gefühl des Ekels wieder zu
wenden könne. Somit hätte man es bei den Kolanüſſen auch

mit einem moraliſtrend wirkenden Katermittel zu thun, das

todtſchießen“; in dieſem Augenblicke ſei der Revolver los-

daß zwiſchen ihr und dem Soldaten vorher Streitigkeiten
ſtattgefunden hätten. Der Soldat, Wilhelm Weſter
aus Niegripp, der im November dieſes Jahres als Huſar
in Stendal eingetreten, iſt geſtern vor acht Tagen vonſeinem Truppentheil be fernirt, angeblich, weil er
Sehnſucht nach dem Mädchen gehabt hat. Er hat ſich
den Revolver gekauft, wie es heißt, wenn das Mädchen
ſeine Liebe nicht erwidern würde, ſie zu erſchießen. Nach
geſchehener That hat Weſter die Hausbewohner alarmirt
und iſt dann fortgelaufen. Jn der Nähe des Herrenkrugs
will er den Revolver in die Elbe geworfen haben dann
iſt er hierher zurückgekehrt, in der Mittelſtraße feſtgenommen
und der Commandantur zugeführt worden. Nach ärztlichem
Gutachten iſt die Verletzung des Mädchens tödtlich.

Perſonalien.
Dr. Moritz, Chemiker an der königlichen Lehranſtalt

für Obſt und Weinbau in Geiſenheim, iſt an das Reichsge-
ſundheitsamt berufen worden. uGeheimrath Dr. Werner Siemens iſt, wie wir ſchon
geſtern mittheilten, den Ovationen, die ihm aus Anlaß ſeines
70. Geburtstags von ſo vielen Seiten zugedacht waren. aus
dem Wege gegangen. Er hat bereits am Freitag Berlin ver
laſſen und t über München und Dresden nach Ottenhein bei
Löbau gereiſt, wo er im Hauſe ſeines Neffen eine Pathenſtelle
vertritt. Nach dort ſind ihm auch alle die zahlreichen Glück
wunſchſchreiben und Telegramme überſandt worden, die in der
Villa in Charlottenburg eingegangen ſind. Darunter beſer
ich auch die koſtbar ausgeſtatte Adreſſe des elektrotechniſchen

ereins. Die Akademie der Wiſſenſchaften und andere Vereine
und Korporationen haben ihre Glückwünſche direkt übermittelt.
Die Angeſtellten der Siemens'ſchen Fabrik haben eine namhafte
Summe im mepgebrat. um dem Jubilar in einer Ehren-
abe, welche zugleich auf die Erfindungen Siemens' hinweiſt,
ie Liebe und Verehrung auszudrücken. Am Donnerstag wird

Geheimrath Siemens nach Berlin zurückkehren.
Jn Ruhrort erſchoß ſich am 8. d. M. ein Kandidat

der Philologie, der kürzlich wegen eines Piſtolenduells mit
einem Deutzer Küraſſieroffizier zu drei Monaten Feſtung ver
urtheilt war.

Jn Plittersdorf bei Bonn trat am 11. der Major
Menzel, welcher an den Befreiungskämpfen von 1813--1815
theilnahm, in ſein 91. Lebensjahr. Unter vielen dem noch
rüſtigen Veteranen zugegangenen Glückwünſchen war auch einer
vom Kaiſer Wilhelm.

Aus Bombay, 13. Dezember, kommt die Nachricht:
Prinz Friedrich Leopold iſt in Ulwar eingetroffen und
ſtattete dem Maharadja einen Beſuch ab.

Geſundheitspflege und Aerztliches.
Die ſtarke Zunahme, welche die Zahl der Medizinal-

perſonen im Deutſchen Reiche in den letzten Jahren erfahren
hat, ergiebt ſich aus den amtlichen Publikationen der neu appro-
birten Aerzte, Zahnärzte, Thierärzte und Apotheker. Jm letz-
ten Prüfungsjahr 1885 86 ſind, einer Bekanntmachung des
Reichskanzlers zufolge, von den zuſtändigen Centralbehörden
des Deutſchen Reichs 998 Aerzte approbirt. Jm Jahre 1884 85
betrug die Zahl der Approbationen 876 1883184 771, 1882183
692, 188182 669 und 1880/81 556. Die Steigerung berechnet
ſich alſo für die letzten 4 Jahre auf 415 oder 75 Proz. Zahn
ärzte ſind 50 approbirt gegen 27, 22, 22, 25 und 16 in den Vor
jahren, ſo daß alſo auch hier die Zunahme beträchtlich iſt. Die Zahl
der approbirten Thierärzte iſt weniger geſtiegen, war jedoch in
keinem der Vorjahre ſo groß, als im letzten Prüfungsjahre, in
welchem ſie 126 betrug gegen 97, 92, 95, 121 und 57 in den
Jahren bis 1880 81 zurück. Apotheker endlich ſind 442 approbirt.
während dieſe Zahl ſich 188485 auf 420, 188384 auf 393, 1882/83
auf 315, 1881/82 auf 327 und 188081 auf 355 belief.

Die Quarantäne für die Provenienzen aus dem ge
ſammten öſterreichiſch- ungariſchen Küſtengebiet iſt in Jtalien
aufgehoben.

Jnduſtrie und Handel.
Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht einen Erlaß wegen

Umwandlung der 4procent. Nordhauſener Stadtan-
leihen von 1866, 1874 und 1834 in 3procent. Anleihen.

Seitens der Verwaltung der Nordhauſen-Erfurter
Eiſenbahn- Geſellſchaft iſt auf den 10. Januar 1887 eine
neue Generalverſammlung zur Berathung des Verſtaatlichungs
Anerbietens einderufen worden.

Die Verwaltung der Marienburg-Mlawkaer Bahn
beruft eine Generalverſammlung zur weiteren Verhandlung
De Beſchlußfaſſung über das Staatsgebot auf den 6. Januar

ein.

m n a h a I e I
Nachdruck verboten.

Hallesohes Stadt Theater.
Dienstag, den 14. Dezember. Beginn 7, Uhr.

Außer Abonnement.

Der Bettelstudent“s.
Komiſche Oper mit Ballet in 3 Akten von F. Zell und

R. Genée. Muſik von Carl Millöcker.
Palmatika, Gräfin Novalska Emilie Jeß.
Laura, 3 3 Bertha Junker.Bronislawa, ihre Töchter Juſtine Wegner.
Oberſt Ollendorf Gouverneur von
Krakau ar r Edmund Doß,

v. Wangenheim, Major im Albert Patry.
v. Henrici, Rittmeiſter Adolf Pfeiffer.v. Schweinitz, Lieuten. ſächſiſchen Guſtav Schwab.
v. Rochow. Lieutenant Dienſt Berth. Horwitz.
v. Richthofen, Cornet M. v. Wolfersdorff.
Bogumil Malachowski, Muſikgraf

von Krakau, Palmatika's Vetter Georg Schaffnit.
Swnd'd jagel Louiſe Schaffnit.

Jan Janicki.. (Fude Walther Müller.Simon Rymanowicz, a riet Moritz Hindemann.
Der Bürgermeiſter von Krakau Carl Friedau.
Onuphrie, Palmat. Leibeig. Emil Moſer.

Adolf RungeEin Logrier ine u tEntrich, ſächſ. Jnval. auf d. EdmundSchmaſow.
Greger.

Eva, ſeine Gattin

cBiſt Schließer
Rej, ein Wirth
Waclaw, ein Gefangener

Edelleute und Edelfrauen, Stadträthe, Bürger und

u. Kerkermeiſter

gu. Zimmermann.
ranz Siegl.

Leibeigene, Kinder, Gefangene.

Das Stück ſpielt 1704 in Krakau unter der Regierung
Friedrich Auguſt II., genannt „der Starke“, Königs von

Polen und Kurfürſten von Sachſen.
Die im 2. Akt vorkommenden Mazurka arrangirt und

ausgeführt von der Balletmeiſterin Joſefine Strengs-
mann, der Solotänzerin Emilie Strengsmann, den
Tänzerinnen Auguſte Groſſe, Margarethe Hoff-

mann und dem Solotänzer Emil Richter.

Repertoire: Mittwoch: „Walküre“ (gelb) in Naum
burg Der Buregaukrat., Donnerstag: „Tell (weiß),
Freitag: „Freiſchütz“ (roth). Sonnabend „Precioſa“ (blau).

j gegangen und ſie habe einen Schuß in die linke Bruſtß Das Mädchen weiſt mit Entſchiedenheit zurück,
erhalten.

Bürgersfrauen, Kaufleute Meßbeſucher, polniſche Juden,
ſächſ. Soldaten, Fahnenträger, Pagen, Diener, Bauern,
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Gebauer-Schwetſchke'ſche Buchdruckerei in Halle.
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Deutſcher Reichstag.
10. Sitzung vom 13. Dezember.

Uhr. Am Bundesrathstiſche: von Boetticher, Dr. von
von Puttkamer u. A.

Das Haus tritt. in die erſte Berathung folgender vom Abg.
Reichenſperger eingebraächten Reſolution bezw. Geſetzentwurfs:

Der Reichstag wolle beſchließen
I. die Erwartung auszuſprechen, daß die verbündeten Re

giernngen dem immer weiter um ſich greifenden Duellunweſen
mit entſprechendem Nachdruck ſowoh
gls durch disziplinäre und ſtrafgerichtliche Repreſſion entgegen
wirken werden;

II. dem nachfolgenden Geſetzentwüurfe die verfaſſungsmäßige

a n Erz. d S fgeſetzb 46eſetz, betreffend die Er ung des Strafgeſetzbuchsfür das Deutſche en ön Mat 1871.
Einziger Artikel. Hinter dem s 210 des Strafgeſetzbuches

wird der folgende neue 210a. eingeſtellt:
S 210a. Wenn zwei oder mehrere Perſonen übereingekommen
ſind, daß ein im Voraus beſtimmter Zufall darüber zu entſcheiden
habe, welcher von ihnen ſich ſelbſt tödten ſoll ſo ſind dieſelben
mit Zuchthans bis zu fünf Jahren oder mit Gefängniß bis zu
drei Jahren zu re Hat ſich in Folge eines ſolchen Ueber
einkommens ein Theil ſelbſt getödtet, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis
zu zehn Wer oder Gefängnißſtrafe bis zu fünf Jahren ein.

Die Aufforderung zu einem ſolchen Uebereinkommen iſt als
Verſuch zu beſtrafen

Die Theilnehmer unterliegen den Beſtimmungen der 88 48
und 49 des Strafgeſetzbuches

Abg. Dr. Reichenſperger (Centr): Ich glaube die Mehrheit
dieſes Hauſes ſteht dem Düellunweſen mit Unwillen gegenüber. Es
vergehte kaum eine Woche in welcher die Zeitungen nicht über ein
Duell zu berichten haben, von Offizieren, Journaliſten, hat doch
ſelbſt ein Landrath die Selbſtverwaltungsbeamten in dienſtlichen
Angelegenheiten fordern zu müſſen geglaubt. Es handelt ſich dabei
gewöhnlich um konventionelle falſche Anſchauungen über die ver
letzte Ehre. Für eine geſetzgebende Körperſchaft kommt vor
allem in Betracht die Verletzung des nVon einer früheren Kommiſſion wurde auch anerkannt, daß thatfächlich bedauerliche Auswüchſe auf dem Gebiete des Due weſens
vorhanden ſind und für dieſe Herren war doch nichts Anderes maß
gebend, als das, meiner Meinung thatſächlich auf ſchwerwiegenden
Gründen beruhte und in ſeiner Bedeutung höchſt ernſt aufgefaßt
werden muß. Dieſe Herren haben auch darauf hingewieſen, daß
das Duellünweſen namentlich in Stndentenkreiſen und in den
Kreiſen jüngere Offiziere herrſche. Das ſcheint mir auch voll
kommen chtig. Das iſt um fo bedauerlicher wennman erwägt, daß gerade junge Männer, anf denen die Zukunft des

Vaterlandes und ſeiner Geſetzgebung beruht, ſich über die beſtehen
den Geſetze hinwegfetzen. Es ſind aber gerade jene Lebenskreiſe,
auf die die Autorität nnſerer Staatsverwaltung einen erheblichen
Eindruck auszuüben im Stande iſt. Wenn unſere Regierungs
gewalten dieſe ihre Autoritäten gerade in dieſen Kreiſen anwenden
wollen, dann bin ich überzeugt, daß ger werden kann, und wenn
dort geholfen iſt, dann iſt überall geholfen. Ich habe gnr keinVerlangen, Jhnen hier eine Blumenleſe über dieſe traurigen That

ſchen Vo r ette ſie im Laufe der Jahre geſchehen ſind. Jch
will nur beiſpielsweiſe eins vorführen, das denn doch wohl zum
Nachdenken anregt. Wie die m un Ware z S
rheiniſchen Stadt w iner ver wechſelten Mütze er daranſich Er nden Streigteit ein Duell ſtatt, a dem 27 Kugeln

r abgefenert wurden. (Heiterkeit rechts) Wenn nunentweder wider beſſeren Willen derBetreffenden oder wegen der ſchlechten

Qualifikation der Schützen eine böſe Wendung nicht ſtattgefunden
hat und wenn nun dieſe Thatſache in Jhren Augen als eine

„lächerliche erſcheint, dann erkennen Sie doch damit ſelbſt. an, daß
Sie dieſelbe nicht ernſt gemeint aufſaſſen. Ich hoffe, daß auch die
Mehrheit hier im Hanſe denſelben Standpunkt einnimmt, den man
draußen einnimmt, und von dem aus man wünſcht, daß Abhilfe
geſchehen möge, damit die anerkannten Auswüchſe vermieden werden.
Der Wille der Staatsregierung wird, hoffe ich, im Stande ſein
dieſes ſchwere Uebel auszurotten, das hier in Deutſchland ſo ver
breitet iſt, wie in keinem anderen Lande der Welt. Daß aber die
v des Duells möglich iſt, hat ein edler Fürſt von
deutſcher Abſtammung bewieſen, der Prinz-Gemahl von England
Derſelbe war davon überzeügt, daß die nächſte Hilfe gegen dieſesUnweſen von der Armee ſelbſt zu erwarten ſei, er wandte ſich
deshalb an den Höchſtkommandirenden, den Herzog von Wellington,
und beide ſetzten einen uſa zu den Kriegsartikeln
bei der Regierung durch, in welchem kurz und bündig geſagt wurde,
daß jedes verübte Unrecht und alle Beleidigusgen vor einem Ehren
gerichtshofe geſchlichtet werden follten. Durch die Jnurisdiktion
dieſes Ehrengerichtshofes iſt in der eng Armee das Duell
e aüsgerottet worden, und in allen Fällen, wo heute noch
einzelne z ler hervortraten, hat die Gerichtspraxis einfach auf
die Strafe für Mord erkannt bei tödtlichem Ausgang des Duells.
Jn parvamerit hat man das Duell ebenfalls grundſätzlich ver
worfen.

Die thatſächlich gekränkte Ehre wird doch nicht wiederherſtellt
dadurch, daß man ſein Leben aufs Spiel ſetzt. Und weshalb ſollten
wir uns nicht der Hoffnung daß wir dem Beiſpiele des
Herzogs von Wellington folgen können; das ſollte doch der hoch
intelligenten deutſchen Nation mit ihrem Werſand deſſen Bil
dung ſo hoch geachtet iſt, auch möglich ſein. enn man ſagt, daß
es nun einmal eine germaniſche Tradition ſei, daß die perſönliche
Ehre nur im Zweikampf e rt werden könne, ſo iſt dieſe Tradition
nur aus der alten bharbariſchen, geſetzloſen Zeit zu erklären. Vergeſſen
Sie auch nicht, daß noch ein guderes Moment in dieſem t len
Brauche lag: Der kindliche Glaube da Gott auch das wirkliche
Recht ſchützen werde und müſſe. Die Nachkommen der alten Ger
manen von heute ſollten aber auf einem anderen Standpunkt
ſtehen. Jch hoffe, daß unſere hohe Armeeverwaltung noch ihren
Stolz darin ſetzen wird, mit gutem Beiſpiel hierin voranzugehen.
Es aber Thatſache, daß Offiziere aus dem Offizierſtande aus
geſtoßen werden wenn ſie eine Forderung zum Duell
ablehnen, ja, es ſind ſogar Offiziere ohne jede augenblick
liche Veranlaſſung gefragt worden ob ſie eine eventuelle,
zukünftig eintretende Forderung annehmen oder ablehnen würden,
und darauf hin haben ſie ihren Abſchied nehmen müſſen, wenn ſie
ſich nicht für die Annahme von Forderungen erklärt haben.

Es iſt weiter in der Preſſe behauptet worden, daß ſolche Ein
jährig Freiwillige welche auf der Univerſität eine Forderung ab
gelehnt haben, gdſästig nicht zum Offizier gewählt wurden.
Das find d änner, die ſpäter im Civil-Staatsdienſte auch
einmal hohe Würden bekleiden können und dabei in ihrem Militär
verhältniſſe ſtets Unteroffiziere bleiben müſſen. Ich hoffe, daß mit
einer ſolchen Praxis unſere hohe Armeeverwaltung nicht einver
ſtanden ſein wird, andernfalls würde das die direkte Bankerott

er a J wenn n r g in den Offiziersand von dera ru abhängig mWas die ſchweren Duelle detrifft, ſo werden Sie mir zugeben,
daß ein großer Theil derfelben ohne erhebliche Urſache e
Jchnerinnere Sie ferner an die wiederholten Ertenntniſſe des Reichs
gerichts, wonach der eine tödtliche Waffe iſt; das Reichs
gericht hat auch den Grundſatz z Geltung gebracht daß die Mit
glieder eines Ehrengerichts, welches für die Vornahme des Duells

eſtimmt haben, wegen Theilnahme an dem ſpäter ſtattfindenden
ell ſtrafbar ſeien
Nun vertheidigt man die Menſuren ferner als Waffenübungen.

auf autoritativem Wege, ich

Beilage der Halliſchen Zeitung.
unblutiger Weiſe, und doch verſtehen ſie in der Praxis vollkommen
mit den ſern umzugehen. Das Duell iſt nur eine unberechtigte,
anachroniſtiſche erhümiwkeit, die geſetzlich durchaus zu
verwerfen i un heißt es weiter, man müſſe auch
die entgegenſtehenden ehrenhaften Anſchauungen Vieler be
rückſichtigen. Sind nicht die anarchiſtiſchen nihiliſtiſchen undſohialiſtiſchen Anſchauungen viel mehr verbreitet? Darf man dieſe

deshalb berückſichtigen Man befürchtet, wenn die Duelle abgeſchafft
würden, dann würde die Holzerei, die Prügelei an der Univerſitätan der Tagesordnung ſein. e demüthigende Eventnalität befürchte

ich nicht, denn ſie wird thatſächlich durch die große Zahl
der Nichtduellanten widerlegt die ſich doch nicht prügeln.
Jch bin der Ueberzengung, daß die Einrichtung von Ehrengerichten,wie ſie in der engliſchen Armee beſtehen, auch für ſtudentiſche Ver

hältniſſe nutzbringend ſich erweiſen dürfte, ſelbſtverſtändlich gleich
Se mit dem Auftrage, nur für Beilegung von Streitigkeiten
hätig zu ſein; jeder renitente Student müßte zum Ausſchluß aus

ſtudentiſchen Verbindungen verurtheilt werden. Jch denke hierbei
namentlich an die Unſitte, daß junge Leute, welche ſich nie im
Leben geſehen haben, ſich gegenſeitig zerhauen; das iſt
eine grundfatzloſe Rauferei. Dann erinnere ich Sie an
bedauerliche Erſcheinungen, wie die, daß ein Staatsanwalt bei
Gelegenheit der Verhandlung eines Duellfalles, in welchem ein
Referendar von einem Studenten tödtlich verwundet war, vor
Gericht geſagt haben ſoll, es ſei die Pflicht jedes ehrenhaften
Mannes, ſich dem Duell zu unterziehen, nur müſſe er auch den
Muth haben, die ſtrafrechtlichen Folgen zu tragen. Eine ſolche
Sprache verräth eine abſolute Verkennung des ethiſchen
Charakters des Strafgeſetzes, auf welchem Charakter die ganze
geſellſchaftliche Ordnung beruht. Es kann mir ſelbſtverſtändlich
nicht in den Sinn kommen, den Stab zu brechen über jeden ſich
duellirenden Studenten, denn es können und werden Milderungs-
gründe obwalten, ſo lange nicht von oben herab dagegen einge-
ſchritten wird. Jch weiß ja, daß aus dieſen Studentenkreiſen
unſere berühmteſten Staatsmänner hervorgegangen ſind aber ich
fage, hier muß platzgreifen nicht „weil“, ſondern „obgleich“, und
wir müſſen wohl beachten daß dieſem Duellſport zahlreiche junge
hoffnungsvolle Männer zum Opfer gefallen ſind, und derſelbe ſogar
ſchon in unſere Gymnaſien eingedrungen iſt. Hier bedarf es eines
kategoriſchen „Entweder oder“, entweder wir kaſſiren im bürger-
lichen und militäriſchen Strafgeſetzbuche die betreffenden Strafbe
dem oder man muß die Strafbeſtimmungen ernſtlich an
wenden.

Nun noch einige Worte über den vorgelegten Geſetzentwurf
über das h amerikaniſche Duell, das ſeinen Namen keines-
wegs mit Recht führt, denn die Amerikaner proteſtiren mit Leb-
haftigkeit dagegen, daß ihr Land die Heimath dieſes Unweſens ſei;
auch handelt es ſich hier gar nicht um ein Duell, das doch im
Weſentlichen in einem Kämpf mit gleichen Waffen beſteht,
hier wird im Gegentheil beſtinmmt, welcher von zwei
Gegnern ſich ſelbſt das Leben nehmen ſoll. Vom ethi-
ſchen Standpunkte iſt ein ſoches Beginnen unleugbar
frevelhaft, vom juriſtiſchen Standpunkte iſt es bis je nicht an
greifbar, es könnte höchſtens aus dem Geſichtspunkte der Anſtiftunzum Selbſtmorde beſtraft werden. Da aber unſer Strafgeſehbuch

eine Beſtrafung des Selbſtmordes nicht kennt, ſo kann anch
die Anſtiftung nicht beſtraft werden. Jch theile die Rechts

anſchauung Profeſſor Rietfe An Leipzig nicht, nach welcher
der, der einen andern zum Selbſtmorde zwingt, als Mörder
mit dem Tode zu beſtrafen ſei, denn es könnte doch leicht von
Seiten der Duellanten durch Reverſe die Strafbeſtimmung um-
gangen und ſo eine Beſtrafung unmöglich gemacht werden. Dagegen
theile ich die Anſicht, die Prof. v. Bar in einem Aufſatz in der „Deutſchen
Revue“ ausgeſprochen hat, welcherbemängelt, daß unſer Geſetzbuch, mehr
noch aber unſere Gerichtspraxis das Duellunweſen allzu ſanft be-
handele, und verlangt, daß der fakultativen Gewalt des Richters
für ſchwerere Fälle auch eine Funn Beſtrafung zu Gebote ſtehe.
Zu meiner Befriedigung kann ich konſtatiren, daß die öſterreichiſche
Regierung in dem neuen r einen ſolchen Paragraphen,
wie ich ihn vorſchlage, aufgenommen hat, der wohlauch in der Reilhsrathskommlſſion, in welcher er ſich
jetzt befindet, rittgung finden wird. Von Jhnen
boffe ich, daß Sie meinen Vorſchlag gut heißen. Die verbündeten
Regierungen würden wohl keinen Anlaß haben, ihrerſeits einem
Beſchluſſe des Plenums entgegenzutreten. Jch ſchlage Jhnen vor,
die Frage in einer Kommiſſion zu prüfen.

Abg. Dr. Moeller (dfr.): Die betrübendſte Erſcheinnng im
Studentenleben ſcheint mir gerade das Duellweſen, dieſe Vorkomm
niſſe mit blutigem, oft tödtlichem Ausgange, die aber nicht als ver
brecheriſch, ſondern als berechtigt angeſehen werden. Unberechen
bar ſind die ſittlichen Folgen des Duellweſens, die Verrohung, die
aus ihm entſteht. Darum ſollten die Herren von der Rechten,
ſtatt die Duelle in Schutz zu nehmen, bei den Offizieren, auf die
ſie ja Einfluß haben, darauf wirken, daß den Dnuellen geſteuert
werde. Welchen Eindruck muß es auf den Bürger machen, wenn
er ſieht, daß beim Offizier der Todtſchlag ſo gut wie ſtraflos iſt
und das gerade bei einem Stande, der doch vor allem zum Schutze
der Geſetze berufen iſt, einem Stande, der ſein Leben dem Vater-
lande ſchüldet und es darum nicht ſo frivol einſetzen dürfte. Sie
berufen ſich für die Offiziere immer auf deren beſondere Königs
treue. Aber auch ich kann mich auf ein Königswort berufen.
Es gehört Friedrich Wilhelm III. an, der auch ſehr wohl wußte,
was der Ehre ſeines Offizierkorps gebührt. Es datirt aus einer
Zeit, in welcher auch die Fälle von Duellen in Offizierkorps ſich
ſehr vermehrt hatten, und iſt enthalten in einer Kabinetsordre vom
Jahre 1828, welche an den damaligen Kriegsminiſter gerichtet iſt.

derſelben ſagt der König, daß er z ſeinem Bedauern von der
unahme der Duelle in den Offizierskreiſen gehört habe, welche in
olge von Vorurtheilen und wegen Kleinigkeiten ſtattfinden und
chmerz und Kummer über die Familien der Offiziere

brächten. Das Leben der Offiziere ſei der Vertheidigung des Vater-
landes geweiht und wer daſſelbe um eines kleinlichen Zwiſtes ein-
ſetze, beweiſe, daß er ſich ſeiner ernſten Beſtimmung nicht bewußt
ſei. Es ſollten vielmehr die Offizierkorps die Streitigkeiten zwiſchen
den Parteien zu ſchlichten verſuchen und die Fälle nöthigenfalls
Ehrengerichten überweiſen. Ein Offizierkorps, welches ſolche Fälle
zweckmäßig behandle, werde ein Recht auf wohlwollende
Beurtheilung haben. Wenn aber ein Offizier dem Offizierkorps
oder dem Ehrengericht kein Gehör gebe, oder gar ſeinen
Gegner auf Piſtolen fordere, ſo ſolle er die ganze Strenge
des Geſetzes empfinden Nun, dieſe Kabinetsordre iſt in der
Militärgeſetzſammlung publizirt worden und ich denke, daß ſie nochniemals widerrufen ſt und noch in voller Wirkſamkeit und Kraft

beſteht. Jch meine, es würde nur in der Hand des Kriegsminiſters
liegen, ſie wieder einmal z reproduziren. Aber freilich, mit dem
bloßen Abdruck derſelben iſt nichts gethan, wenn man ihr nicht auch
die gehörige Nachachtung verſchafft, ſonſt würde ſie nur ein todter
Buchſtabe ſein. Aus dieſem Grunde halte ich es auch nicht für
angebracht, das Strafgeſetz zu verſchärfen und neue Paragraphen
aufzunehmen.

Der Paragraph, den der Herr Antragſteller hier vorſchlägt,
betrifft nicht ſo recht eigentlich ein Duell; ein Duell iſt ein Zweikampf, während das amerikaniſche Duell kein Zweikampf iſt. Von
dieſem Geſichtspunkt iſt auch der Kommentar zum Strafgeſetzbuch
ausgegangen. Abgeſehen von einigen Bedenken, welche die Faſſung
des vorgeſchlagenen Paragraphen geben könnte, glaube ich auch,
daß der wohlgemeinte Wunſch des a vereitelt werden
würde, nach dem bekannten Nürnberger Recht; denn ich kann
mir kaum denken, daß die Behörden von einer ſolchen Verabredung

Unſere Soldaten werden doch auch in den Waffen geübt, aber in
1
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r itig oder überhaupt Kognition erhalten werden. Indeſſenv nichts dagegen haben, wenn die Sache in einer Kom
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miſſion näher belenchtet und gründlicher behandelt werden würde
z ſchließe mich deshalb dem Anträge auf Verweiſung in eine

ommiſſion an. arsAbg. Klemm (konſ.): Ich beabſichtige nicht, dem Antrage des
Abg. Reichenſperger entgegenzutreten allein ich frage ihn doch, ob
eine Vermehrung der Strafbeſtimmungen, die das Duell betreffen,
angezeigt erſcheint. Waollen wir hier als vorgehen, ſo
müſſen wir vor allen Dingen auf ganz feſtem Boden ſtehen, eine
feſte, thatſächliche Unterlage für unſere Arbeiten haben. Der Ab
geordnete e hat als Motiv für ſeine Anträge angegeben,
daß das Duellweſen in neuerer Zeit überhand genommen habe.
Jch halte das aber nicht für richtig und glanbe, daß
dieſe Anſchauung nur durch das Bekanntwerden gewiffer frappanter
Fälle entſtanden iſt. Jch halte mich au die Zuſammenſtellungen
des kaiſerlichen ſtatiſtiſchen Amts als an die beſte Quelle über das
Duellweſen. Dangch ſteht feſt, daß unter den Verbrechen unter
allen Umſtänden die Zweikämpfe nur eine ſehr geringe Nummer
ausmachen, und daß in den Jahren, in welchen die Verbreitung der
Zweikämpfe beobachtet worden iſt, eine weſentliche Steigerung nicht
eingetreten iſt. Dabei müßten aber noch die Aufſtellungen über die
Vermehrung der Bevölkerung beachtet werden, insbeſondere darüber,
wie ſich gerade diejenigen Bevölkerungsklaſſen vermehrt haben, in
welchen man die Duellanten zu ſuchen pflegt. Dann ſpricht man
von der ſogenannten Notorietät. Dieſe rührt aber nur von dem immer
mehr wachſendem Bedürfniſſe der Journale, Seuſationsnachrichten
zu bringen. Die Zeitungen ziehen ihre Netze in dieſer Beziehung
immer weiter, ſie bringen Nachricht von jedem einzelnen Duell,
von welchem ſie Kenntniß bekommen, und wenn einmal ein
ſolches Journal einen ſolchen Kredit hat, dann wird ihm
von jedem Vorkommniß Nachricht gegeben. Das läßt alſo mit
Recht bezweifeln, ob eine Vermehrung der Duelle wirklich einge
treten iſt. Der Herr Antragſteller beruft ſich dann auf die
Beobachtungen über das Duell, die wir in unſerer Nähe haben
machen können. Aber ſolche einzelnen Wahrnehmungen ſind noch
lange nicht hinreichend, um den Satz hiuzuſtellen, daß das Duell
weſen in unſerer Zeit überhand genommen habe.

Jch wende mich uun zunächſt zu der Reſolution ſelbſt. Jhr
materieller Jnhalt geht mir in einer Beziehung zu weit, in der an-
deren noch nicht weit genug. Zu weit, wenn ich mir ſage, das
Duell iſt bereits mit einer hohen Strafe belegt. Die Regierung
hat in Bezug auf das Duell, ebenſo wie in Bezug auf alle Straf
thaten, von denen ſie irgendwie Nachricht erhält, die Verpflichtung,
durch ihre Organe dahin zu wirken, daß derartige Dinge beſtraft
werden. Jnſofern iſt der Antrag eine Art Admonition an die Re
giernng, ihre Pflicht zu thun, was der Abg. Reichenſperger
wohl nicht beabſichtigt hat. Jm ganzen Lande iſt man
überzeugt, daß au der Reichstag die Duelle miß-
billige, und ich möchte daher nicht die Regiernng noch
mit einer beſonderen Reſolution begrüßen. Aber in einer andern
Beziehung iſt mir die Reſolution nicht weitgehend genug. Denn
denkt man däran, die Geſetzgebung zu reformiren, ſo wäre es wohl
beſſer, man ginge ſelber mit einem Geſetzvorſchlage vor. So ein
ganz allgemeiner Wunſch hat vielleicht ſeine Berechtigung, aber es
wird ſehr ſchwer ſein, für dieſe Wünſche hier irgend etwas zu
erreichen. (Sehr richtig.) Denken Sie zunächſt zurück, wie ſind
denn die 88 202--210 des Strafgeſetzbuches, welche das Duelt
beſtrafen, entſtanden Sie ſchließen ſich ganz an die Duellbeſtim-
müngen des preußiſchen Strafgeſetzbuches an und in ſofern weiſen
dieſe Paragraphen auf, die eminenten Schwierigkeiten hin, die man
gerade hier trifft. Es iſt das Duell eine deutſche Unſitte, die auf
einer verkehrten Anſchauung von Ehre beruht, aber eine unehren-
hafte, verbrecheriſche Geſinnung iſt den Duellanten ganz fern, und
darum iſt es für den Geſetzgeber ſchwer, den richtigen
Satz zu finden, die Strafe nicht zu ſchwer und nicht zu leicht zu
taxiren. Es iſt auch vom Herrn Antragſteller die große Schwierig-
keit der Geſetzgebung in dieſer Beziehung ſelbſt hervorgehoben
worden, und auch der Bericht der Petitions-Kommiſſion, auf welchen
der Herr Abg. Reichenſperger zurückgekommen iſt, hat dieſe Schwierig-
keit in ſeiner damaligen Reſolution anerkannt.

Jch komme nun auf die Vorwürfe, die man den Kreiſen, in
welchen die Duelle vorzüglich vorzukommen pflegen, gemacht hat.
Der Herr Vorredner hat hauptſächlich exemplifizirt auf den
Offizierſtand und hat gemeint, der Offizierſtand thäte
beſſer, die von ihm verleſene Kabinetsordre Friedrich Wilhelm's III.
zu befolgen. Wir haben aber eine ueuere Verordnung von Sr.
Majeſtät dem Kaiſer, und die iſt gültig, die an die preußiſche Armee
von 1874 und von 1875 an die Marine. Nach dieſen Verordnungen
unterſteht der Offizier wie jeder andere dem Strafrichter, ſo daß er
alſo beſtraft wird und werden muß, wie jeder andere. Aber dabei
hat der Offizier ſeine Ehre zu wahren und die Kritik des Ehren-

erichts über ſich ergehen zu laſſen. Jch ſehe daher darin nur ein
ogenanntes ein odiosum“ der Offiziere. So lange nun

das Duell nicht in ein Syſtem übergeht oder in Verbrechen
ſchwerer Art, und das iſt es bisher nicht iſt man nicht berechtigt,
das Duell als Mord hinzuſtellen. Grundſätzlich ablehnen aber
muß ich jede Art Verrufserklärung, jede Ueberhebung anderer
Art. Gegen derartige moraliſche oder vielmehr unmoraliſche Aus
wüchſe kann nicht energiſch genug eingeſchritten werden. Was indeß
das ſogenannte akademiſche Duell betrifft, ſo muß dieſes, wie ich
glaube, abgeſehen vom pro patria-Fechten, doch. weſentlich milder
beurtheilt werden, wie das Duell ſonſt. (Sehr richtig rechts.)Nun uoch ein Paar Worte über den zweiten Tyen des An:
trages, das ſogenannte „amerikaniſche Duell“. Weun ſo etwas wirkt
lich vorkommt oder vorkäme, ſo glaube ich, wir hätten es mit der
traurigſten Verirrung des menſchlichen Verſtandes und des menſch-
lichen Fühlens zu thun, das konnte nur bei ganz blaſirten, ruchloſen und elenden Menſchen vorkommen, über welche wir das här-
teſte Verdammungsurtheil fällen müßten. Aber ſo vielfach ich Ge
legenheit gehabt habe, Strafthaten in ihrer Entſtehung und in
ihrem Verlaufe zu beobachten, ſo iſt mir doch noch kein einziger
bewieſener Fall des amerikaniſchen Duells vorgekommen (ſehr richtig),
wohl aber iſt es mir vorgekommen, daß in der Tagespreſſe in der
That Selbſtmorde, deren Motive verheimlicht werden ſollten
oder nicht klar zu Tage lagen, auf amerikaniſche Duelle
zurückgeführt wurden, während es ſich nachher vielfach
zeigte, daß ganz andere Motive zu Grunde lagen.
Wo eben keine anderen Gründe da ſind, muß das amerikaniſche
Duell herhalten. Dieſes iſt ſo gegen die Moral, daß ich kaum
glaube, daß es nöthig iſt, mit einem großen Apparate der Geſetz
gebung einzugreifen. Dem Antrag auf Verweiſung an eine Kom
miſſion trete ich bei und empfehle dieſe Anträge meinerſeits dem
Wohlwollen des hohen Hauſes.

Abg. Dirichlet: Was den Antrag auf Vervollkommnung des
Strafgeſetzbuches bezüglich des ſogen. „amerikaniſchen“ Duells be
trifft, ſo bin ich inſofern ein Gegner des Antrags, als ich kein
ne davon bin, die Klinke der Geſetzgebung in Bewegung zu
etzen, ſobald ein dringendes Bedürfniß dafür nicht vorhanden iſt.

Ganz anders ſtehe ich der Reſolution gegenüber, in Bezug auf welche
der z Klemm hauptſächlich die rationes dubitandi zur Geltung
gebracht hat. Doch hat auch er ſchließlich Verweiſung in die Kom
miſſion und eine wohlwollende Behandlung der Sache empfohlen.Meiner Meinung nach iſt es geradezu Pflicht unſererfeits, dieſen

Antrag wohlwollend zu behandeln, und wenn nicht der Antrag
ſteller ſelbſt für Verweiſung in eine Kommiſſion geſprochen hätte,
würde ich meinerſeits kein Bedenken getragen haben, heute ſchon
im Plenum den Antrag, ſo wie er iſt, anzunehmen wenn ich
natürlich auch nicht mit jedem Worte und jedem Paſſus einver
ſtanden bin.

Der Vorredner erklärte, die Reſolution gehe theils zu weit,
theils zu Das mag von ſeinem Standpunkt aus richtig
ſein, aber in Bezug auf die disziplinäre Seite der Frage, ob es



nicht die Pflicht der Regierung ſei, dem Geſetz in jeder Beziehung,
auf jede Art Rechnung zu tragen, beſteht ein weſentlicher Unter-
ſchied zwiſchen uns beiden. Jch bin nämlich der Meinung, daß die
Regierung dieſer Pflicht nicht in genügender Weiſe nachgekemmen
iſt. Verſtöße gegen den Theil des Strafgeſetzbuches, der
das Duell betrifft, werden von der Regierung nicht ſtreng
genug geahndet. Wenn dann aber Herr Klemm ſagte,
die Statiſtik g daß überhaupt die per der Duelle imVerhältniß zu der Stärke der Geſellſchaftsklaffen eine ganz geringe
ſei, bei welcher das Duell überhaupt vorkomme, ſo iſt das ja richtig,aber es iſt daraus zu erklären, daß die Zahl dieſer Geſelſchefts:

klaſſen überhaupt eine geringe iſt, es ſind das die ſogenannten
oberen Zehntauſend, und daß dieſe bei uns in Deutſchland ſehr
wenig ſind, können wir aus jeder Stenerſtatiſtik entnehmen.
Was die Stellung der Offiziere in dieſer Frage anlangt, ſo ſteht es
da mit den Ehrengerichten ſo, daß durch das Geſetz feſtgeſetzt wird,
unter welchen Verhältniſſen es Jemand zur Pflicht gemacht wird,
gegen das Geſetz zu verſtoßen. Das iſt die Quinteffenz dieſer
Dinge. Wenn bei einem Offizier eine Strafe in Folge eines Dueills
eintritt, ſo trägt dieſelbe nie einen materiellen Charakter, wie
es bei Perſonen des Bürgerſtandes der Fall iſt; auch ſind die
Strafen ſtets ſehr minimal. Daß nun das Unweſen der
Duelle in Zunahme begriffen fei, dafür darf ich mich auf eine ge
wiſſe „Notorietät“ bernfen was dem Kriegsminiſter in Bezug au
auswärtige Verhältniſſe recht iſt, kann mir doch hier billig ſein.
Jch habe auch einſt in meiner Jugend einer Klaſſe junger Staats
bürger angehört, auf deren geſellſchaftliche Anſchauung in dieſer
Beziehnng hingewieſen wird, alſo eine Anfchauung, welche angeb
lich den Zweck verfolgen ſoll, der Verrohung innerhalb des
Studententhums vorzubeugen. Es iſt mir indeſſen nicht gelungen, einem
Gedankengange Verſtändniß abzugewinnen, welcher dahin geht, durch
Syſtematiſirung und Modifikation einzelnen Rohheiten vorzubeugen.Daß das Duell ein Akt der Rohheit iſt, iſt mir in keinem gende
ſern und wird auch in der deutſchen Nation empfnunden,
oweit nicht einzelne Vorurtheile entgegenſtehen. Es liegt in der

Natur der Sache d ewiſſe Kategorien von Verſtößen gegen Beſie ſee des Stra peſerbaches vorzugsweiſe in beſtimmten Ge

ſellſchaftsklaſſen und in beſtimmten Berufsarten vorkommen.
So das Duell bei den ſogenannten Studirten und beim
Heere, gewiſſe Vergehen gegen die Konkursordnung und gewiſſe Venſuche Pfandobjekte zu hinterziehen, in kaufmänniſchen Kreiſen,

obwohl auch unter meinen Kollegen von der Landwirthſchaft das ſo
genannte „Kalt-Abbrennen“ nicht ſelten vorkommt; ebenſo kommen Ver
gehen gegen die Stempelgeſetze, wie uns der Herr Finanzminiſterneulich angedeutet hat, ſhanpt ächlich in beſtimmten Kreiſen vor;

Vergehen gegen das Leben, Körperverletzungen und dergleichen
kommen hauptſächlich in der Bevölkerung an der Küſte, in den
Seeſtädten vor, Holzdiebſtähle in der Nähe von Wäldern, während
Verſtöße gegen die Feldpolizeiordnung, wie z. B. Entwendungvon Fenſrüchten, in der haute finance uoch nicht be-
kannt ſind, abſehen etwa vom Kränzebinden auf Land
partien. Solche Geſetzesvergehen gehören immer beſtimmten
Geſellſchaftsklaſſen an. Jch behaupte nun, daß enau
in demſelben Sinne und mit demſelben Recht wie diejenigen Kreiſe,
in denen das Duell zum Standesvorzug gezählt wird, über das
Duell denken, in der ärmeren Bevölkerung über den Holzdiebſtahl
gedacht wird; dieſen Klaſſen wird es niemals klar gemacht werden
können, daß ſie an dem Baum, den Gott hat wachſen
laſſen, le ein Anrecht hätten. (Lachen rechts. Sehr
prrg links Es iſt daſſelbe Vorurtheil und Standes-
urtheil einem Geſetz gegenüber, nur daß es ſich nicht um
unſere Söhne handelt, ſondern um die ärmere Bevölkerung. Geſetz
iſt Geſetz und Geſetz ſoll Geſetz bleiben. Sie ſprachen dann auch
von der „Romantik“ des Duells. Kennen wir nicht Bevölkerungs-
klaſſen, die von der Romantik des Schmuggels ſprechen, weil ſo
große Gefahren damit verbunden ſind. Gegen das Duell-
nnweſen kann man nun entweder die Methode Englands
befolgen, oas Duell als ſolches gar nicht in dasSlreſgeſegbuch aufzunehmen, ſondern es dem Richter zu überlafſen,

die einzelnen Fälle ſo zu beurtheilen, wie ſie nach anderen Beſtim
mungen des Strafgeſetzbuches ſich darſtellen, als Mord, Todtſchlag,
Körperverletzung c. der man erwähle den milderen Weg unter
Berückſichtigung der Standesanſchauungen und beſtrafe das
Duell in anderer Weiſe, als bisher. Jch will den beſſeren Weg
hier nicht unterſuchen, aber es müſſen gefetzliche Einrichtungen
getroffen und die Verwaltungsprinzipien ſo eingerichtet werden, daßdem Unweſen V wird. Die Junahne der Vergehen gegen
das Strafgeſetz hängt mit dem überhandnehmenden Militarismus
unſerer Zeit zuſammen. Der Zuſtand, den unſer verehrter Kollege
Graf Moltke geſchildert hat als den in Waffen ſtarrenden Friedens
uſtand, iſt wohl geeignet, die in bürgerlichen Kreiſen geltendenKuſchaunngen gegenüber den militäriſchen Anſchauungen ſtark in

den Hintergrund treten zu laſſen; andererſeits hat ein großer,
erſolgreicher Krieg einen ſolchen Einfluß auf die Anſchauungen des
Volks. Wie wir nach dem Kriege über die Zunahme der Körper-
verletzungen und Vagabondage in den unteren Volksklafſen zu
klagen hatten, ſo verhält es ſich mit der Zunahme der DOnuelle in
den höheren Klaſſen.

Ein in der Preſſe ſchon beſprochenes Beiſpiel aber hat mich
beſonders bewogen, das Wort zu ergreifen, weil ich den örtlichen
Verhältniſſen ſehr nahe ſtehe und die Perſonen zum Theil mir
perſönlich genau bekannt find und ich mir deshalb ein Urtheil dar-
über zu bilden im Stande bin, wenn ich auch nicht nach
berühmten Muſtern die Klinke der Geſetzgebung in die
Hand e um eine Verſchärfung der bezüglichen
Geſetzesbeſtimmungen herbeizuführen, in denen es ſich umBeamte handelt. Jn einer Selbſtverwaltungsbehörde eines
Kreiſes der Provinz r entſtand eine Meinungsver-
ſchiedenheit zwiſchen einzelnen Mitgliedern des Kollegiums und dem
vporſitzenden Landrath des Kreiſes über die der Kreis
ordnungsbeſtimmung vestgric von Seiten des Kreisausſchuſſes dem
Kreistage zu machender Vorſchläge. Der vorſitzende Landrath hat
dieſe Beſtimmung dahin aufgefaßt, daß er die Vorſchläge ſelbſt
ſtändig zu machen hätte, und daß es den übrigen Ausſchußmit-
gliedern überlaſſen ſei, wie weit ſie ſich daran betheiligen wollten.
Die Debatte darüber wurde etwas lebhaft, und ein Kreisausſchuß
mitglied, ein früherer Kollege aus dem Abgeordnetenhauſe ſagte:
„Ja, die Propoſitionen ſind doch ſo unvollkommen, daß Niemand
daraus klug werden kann.“ Das betrachtete der Landrathals eine ſo ſwarfe Kritik ſeiner Propoſitionen, daß er unter etwas
un parlamentariſchen Aeußerungen aufſprang, das Zimmer
verließ und dem ſtellvertretenden Vorſitzenden die Leitung der
Sitzung überließ. Da ein ſolches Verlaſſen der Sitzung dort
nicht mehr ganz ungewöhnlich war, ſo legte man der
Sache keine große Bedeutung bei. Aber der Herr Landrath
wollte die Streitigkeit über die Kreisordnung auf der
erledigen, was zwar noch nicht dageweſen iſt, aber viel
leicht Nachahmung finden wird. Der Herr Landrath iſt
nicht nur Laudrath, ſondern auch Offizier des Beurlaubtenſtandes,
wie ich glaube, ſogar von der Kavallerie. Das älteſte Mitglied
des betreffenden Kreistages, nicht des Kreisausſchuſſes,
war ſo empört über dieſe Angelegenheit. daß
auf Grund des Geſetzes eine Remedur herbeiführen wollte,
durch eine Beſchwerde an die königliche Staatsanwaltſchaft, welche
er als Kreisdeputirter“ unterzeichnete. Er bekam von der Staats
anwaltſchaft eine nach Lage der Geſetzgebung leider durchaus korrekte

Antwort, daß die Herausforderung zum Duell von Offizieren
des Beurlaubtenſtandes nicht der bürgerlichen, ſondern der
militäriſchen Gerichtsbarkeit unterſtehe. Das Merkwürdigſte
iſt, daß man nichts davon gehört hat, d die Sache
nunmehr von dem Militärgericht aufgenommen ſei. Dann hat ſich
die Staatsanwaltſchaft noch den kleinen Scherz nach Monaten er
laubt, gegen den betreffenden ehemaligen Kreisdeputirten die An
klage wegen unberechtigter Führung eines Ehrenamtstitels zu er
heben, weil derſelbe, der aus langer zwölfjähriger Gewohnheit
noch als „Kreisdeputirter“ unterzeichnet tte, acht Tage
vor der Beſchwerde ſein Amt niedergelegt tte. Dies zur
Jlluſtration, daß die Staatsanwaltſchaft eine Geſetzesbeſtimmung
auch mal in heiterer Weiſe auslegen kann. Jn dieſem Fall liegt
die Sache ſehr ernſt, es t gend nothwendig, den 6 der
Militärgerichtsordnung zu ändern, welcher in ſeiner Nr. 5 be
ſtimmt, daß Aufforderungen zum Zweikampfe ſeitens be-
urlaubter Landwehroffiziere oder zur Dispoſition u
Offiziere, nicht der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, ſondern
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der militäriſchen unterliegen. Dies iſt an ſich ſchon eine voll
ſtändige Anomalie im S 6, da der übrige Juhalt des Paragraphen
in den Nummern 1-4 lediglich von rein militäriſchen Vergehen,
von Subordination u. ſ. w. handelt, während es ſich in Nr. 5 um
bürgerliche Verhältniſſe dreht, und dies kann bei der großen Verbrei
tung der Do L egung vom Militär und Beamten bei uns zu ganz
ungehörigen Zuſtänden führen. Ein ähnlicher Fall, wie dieſer, kann
innerhalb eines Regierungskollegiums vorkommen, wenn über eineDieuſtangelegenheit zwiſchen dem Regierungspräfſidenten, der eine

hohe militäriſche Stellung inne hat, und einem Regierungsrath, der
nicht Landwehroffizier iſt, eine Meinungsverſchiedenheit eintritt. Jn
ſolchem Falleliegt die Sache ganſ Inalich Der Eine hat gar keine geſetz
liche Deckung, während der Andere vollſtändig geſchützt iſt und
höchſtens ein paar Monate auf der Feſtung zubringt und nachher
mit ganz beſonderen Ehren in ſein früheres Amt zurückkehrt.
Wenn irgend wo ſonſt ein Beamter gegen einen Paragraphen des
Strafgeſetzbuches in flagranter Weiſe verſtößt, ſo pflegt mit faſt
mathematiſcher Gewißheit der Verurtheilung eine Disziplinarſtrafe
auf dem Fuße zu folgen, während bei dieſen Strafbeſtimmungen
über das Duell, ſo weit meine Kenntniß der a reicht, die
Regierung auf beiden Ohren taub zu ſein ſcheint. Das iſt jener
gefährliche Zuſtand, daß zwiſchen Pflicht und Ausführung
dieſer Pflicht erhebliche Unterſchiede gemacht werden. Hier

fliſt Abhilfe dringend geboten. Da es nun bei Re-
ſolutionen nicht allein darauf ankommt, ob ſie materiell im
Rechte ſind, ſondern auch ſehr viel darauf, daß ſie zu politiſch
pafſender Zeit eingebracht werden, und weil ich finde, daß eben dieſe
Reſolution Reichenſperger aktuell nothwendig iſt, ſo ſpreche ich
mich mit vollſter Ueberzengung, abgeſehen von Einzelheiten, welche
ja in der Kommiſſion geändert werden könnten, für dieſe Reſolution
aus und bitte die Herren Mitglieder der Kommiſſion, dieſelben nach
wohlwollender Prüfung anzunehmen.

Miniſter von Punttkamer: Wenn ich mir erlaube, in die
Diskuſſion mit einigen Worten einzutreten, ſo geſchieht dies nicht
in der Abſicht, auf den Gegenſtand ſelbſt, welchen der Herr Antrag
ſerr in ſeiner Reſolution und ſeinem Geſetzentwurf angeregt hat,

ehr tief einzugehen, ſchon aus dem Grunde nicht, weil die verbün
deten Regierungen bisher noch nicht Gelegenheit gehabt haben, ſich
mit der vorliegenden Materie zu beſchäftigen und weil alſo meinem
Urtheil nur das Gewicht einer privaten Auslegung zukommen würde.
Meine perſönliche Anſicht über den betreffenden Gegenſtand iſt ein
fach die, daß ich in den beiden Vorlagen des Abg. Reichenſperger,
ſowohl in der Reſolntion wie in den Gefetzesvorſchlägen einen
fa ſehr wohlgemeinten, aber wie ich glaube, vorausſichtlich er

olgloſen Verſuch erblicke, ein großes Prolem zu löſen, an deſſen Löſung
ſich Jahrhunderte vergeblich abgemüht haben (Sehr richtig! rechts).
Denken Sie an die Richelieu'ſchen Duellmandate, denen es an Schärfe
nicht fehlte und gleichzeitig an die parallele Thatſache, daß dadurch
die damals, wie ich annehme, in größerem Maße wie jetzt
graſſirende Duellwuth nicht vermindert, ſondern erheblich ver
mehrt wurde! Wenn man dieſem Gegenſtande beikommen S

ich feſtzuſtellen ſelbſtverſtändli
rath, das iſt keine Art, den Vorſitz

Weiter nichts
Aeußerung in der That

Anſchauungen
die jeder mit ſeinem Bewußtſein

und ſeinem Gefühl abzumachen in der Lage iſt. Jch bin überzeugt
ener Seite wird darin gar nichts

beſonders finden (Heiterkeit rechts); aber ein preußiſcher höherer
Verwaltungsbeamter hat eben einen anderen Standpunkt. Das

ch in hohem Grade lobenswerth (Hört! hört!) Selbſtver
ſtändlich habe ich dieſe Angelegenheit ignorirt. Jch habe Jhnen

Dirichlet den Fall in vollkommen
ich habe mir von dem betreffenden

Regierungspräſidenten über dieſen Vorfalleinen Bericht einreichen laſſen.
Das halte ich für meine Pflicht und mein Recht, zu unterſuchen, ob
ich in dieſem ſpeziellen Falle das Verhalten desLandrathes als ein durch

will mit Strafgeſetzen, mit Disziplinarmaßregeln, ſo glaube
ich, wird man leicht in die Gefahr gerathen, auf einen
falſchen Weg zu kommen, der zur Löſung des Problems, ob ein
Duell erlaubt ſei oder nicht, wenig beitragen wird. Jnzwiſchen, es
iſt nicht meine Aufgabe, hier in eine nähere Betrachtung dieſes
Gegenſtandes einzugehen, zumal da in der Kommiſſion, in welche,
wie ich annehme, der Antrag verwieſen werden wird, noch weiter
ſich Gelegenheit finden wird, über die Anſchauungen der verbün
deten Regierungen nähere Mittheilungen zu machen.

Was mich veranlaßt, das Wort zu ergreifen, iſt die Rede des
Abg. Dirichlet, beſonders in ihrem zweiten Theile. Der Abgeord
nete Dirichlet hat ſich zur Begründung des von ihm entwickelten Stand fi
unkts einer Jlluſtration bedient, die er für nöthig gehalten
at, dem hohen Hauſe vorzuführen, indem in ſeiner engeren Hei-

math, wie er ſagte, ein er ſich abgeſpielt haben ſoll,
der ſo recht eigentlich die Nothwendigkeit eines ſchärferen
disziplinariſchen Eingreifens auch von Seiten der vor
geſetzten Adminiſtrativbebörden gegen das Duellunweſen
dokumentire. Nun, zunächſt möchte ich ſagen, daß ich
der Meinung bin, daß dieſe vom Abg. Dirichlet Jhnen vorgetra
e Erſcheinung in nur ſehr entferntem Zuſammenhange mit dem

egenſtande ſteht, um den es ſich hier handelt. (Sehr richtig!
rechts.) Denn ich glaube doch, ſo weit wird der Abg. Dirichlet
nicht gehen, ans der von ihm erzählten Thatſache an mich,
den verantwortlichen preußiſchen Miniſter des Jnnern,
den Anſpruch zu erheben, daß ich nun ein Generalmandat erlaſſe,
worin ich ſämmtlichen preußiſchen Landräthen verbiete, Heraus-
fordernngen anzunehmen oder zu ſtellen. Jch glaube, ich würde
ſolcher Aufforderung kaum Folge geben, und wenn ich's thäte,
würde ich in die unangenehme Lage kommen, nur einen ſehr theil-
weiſen Erfolg von einexſolchen Maßregelzu haben. (Sehrrichtig l rechts).

Wenn es ſich hier nur darum handelt, aus der vom Abg. Dirichlet
vorgetrageunen Erzählung ſich ein Urtheil zu bilden darüber, ob einbeſtimmter preußiſcher Beamter der inneren Verwalkung in einem

beſtimmten abgeſpielten Falle das richtige Benehmen an den Tag
elegt hat, dann behaupte ich, daß dieſe Seite der Sache in keinereſe vor das Forum dieſes Hauſes gehört (ſehr richtig rechts).

Jch bin ſehr zweifelhaft, ob ich ſelbſt an einem andern
Orte dieſe Seite der Sache einer Erörterung unterziehen würde,
denn ob in einem beſtimmten Falle einem beſtimmten Beamten

egenüber eine Disziplinarmaßregel in Anwendung gebracht werden
oll oder nicht, das hängt von ſo vielen, ſich der entlichkeit ent

ziehenden Erwägungen ab, daß es höchſt mißlich iſt, ſolche Ange
legenheit überhaupt zum Gegenſtande einer parlamentariſchen Dis
kuſſion zu machen. Alſo ich könnte mich einfach hinter
den Kompetenz Zweifel verſchanzen und ſagen, ich verweigere
jede Auslaſſung auf das, was der Abg. Diri let vorgebracht hat,
aber ich bin ja in einer vergleichsweiſe wenig e Lage in
einem ſolchen Falle, denn die Worte des Abg. Dirichlet kommen
in die Oeffentlichkeit, und ein Schweigen meinerſeits würde ſowohl
der Sachlage gegenüber, als auch namentlich im Jntereſſe des an
gegriffenen Beamten natürlich ſo gedeutet werden, als wenn derfaul anweſende Miniſter nichts zu ſagen gehabt hätte und damit die

Korrektheit deſſen anerkannt hätte, was der Abg. Dirichlet hier vor
ebracht. Das würde beſonders in den Landestheilen, wo die Sache

hat, die Autorität der Staatsbehörden erheblich ge
chädigt haben, und deshalb bin ich allerdings Willens, ſoweit esmeine Stellung erlaubt, auf die Erzählung des Abg. Dirichiet etwas

näher einzugehen.
Da muß ich nun gleich von vorn herein ſagen, daß ſeine

Verſion der Sache eine vollkommen ungenanue iſt und durch mi
weſentlich berichtigt werden wird, wenn er auch mit Aplom
geſagt hat, die Sache wäre ihm von einer Seite her berichtet, zu
der er volles Vertrauen haben müßte. Daß nun in dem
Landestheile, um welchen ſich die vom Abgeordneten
Dirichlet vorgeführte rſcheinung dreht, in der T
an manchen Orten recht ſchwierige, geſpannte Verhältniſſe zwiſchen
den Beamten der Staatsregierung und einem Theile der länd-
lichen Bevölkerung obwalten, iſt ja leider eine notoriſche Thatſache.Dies wird vom Ab Dirichlet natürlich immer ſo dargeſtellt, als

er wenn hier immer die Schuld auf Seiten der Beamten wäre und
niemals auf Seiten der betr. Privatleute. Er unterſucht
die Sache niemals ſein Schiboleth iſt immer: ich habe das von
laubwürdiger zuverläſſiger Seite Higug hat der Beamte Unrecht.S bin ja elbft, wie dem Abg. Dirichlet bekannt iſt, eine Zeit

lang erſter Verwaltungsbeamter gerade des geweſen, umden es ſi hier ndelt. 85 kenne ſehr r viel
leicht mindeſtens eben ſo genau wie er e ſpeziellen
Verhältniſſe dieſes Kreiſes, ich bin daher auch in der Lage, mit
einiger Autorität oder informirter Sachkenntniß über die Verhält
niſſe zu urtheilen, und da muß 1 denn doch ſagen: ſo ſchwer wie
in dieſem Theil des Landes den königlichen ten die pflicht
mäßige Ausübung ihres Berufes ſehr häufig gemacht wird, ſoſchwer wird es ihnen in keinem Landestheile h t ört! hört! rechts).

Jch nehme ſelbſtverſtändlich davon die greß ammtheit der Be
völkernng aus, es handelt ſich nur immer um einzelne kleine
Koterien in einzelnen, Gott ſei Dank, ganz vereinzelten Gegenden,wo man es ſich zum Grundſatz ma den Beamten mit kleinen

n oppoſitionellen Nadelſtichen ſo 1 uälen, bishm endlich auch einmal die Nerven ausgehen n o einer eine

Stimmung bemächtigt, die zu ganz unangenehmen Erörterungen führt.Was nun dieſen Ken betrifft, ſo habe ich zu meinem Bedauern
ſchon in den Ausführungen des ébg. Reichenſperger geſehen, wie tief

eine falſche Darſtellung der thatſächlichen Lage auf das Urthei“
e, es iſt ſogar vorgekommeines Einzelnen wirkt es vorg:itglieder von Selbſtrerwaltung--Verwaltungsbeamte Privatleute,

körpern gefordert haben wegen einer ihrer Amtshandlungen.
iſt genau die Erzählung,
verſucht hat, dem hohen Hauſe plauſibel zu machen.
deshalb annehmen, daß das Urtheil des A

beeinflußt iſt durch eine
vielleicht im Abg. Dirichlet ſelbſt hat, die aber

ihm nicht fern tDie Sache hat ſich folgendermaßen zugetragen. Jch wiederhole, daß
in dem betreffenden Kreiſe ein geſpanntes Verhältniß zwiſchen dem

heil der Kreiseingeſeſſenen beſteht.
und in der Hauptſache die Schuld trifft, möge
illuſtriren, den der Abg. Dirichlet wahrſcheinlich

nicht kennt, denn ſonſt würde er ihn zur Steuer der Wahrheit,

um den Landrath neiterkeit rechts. Bedenken Sie, wie weit es in einem Landes-
heile gekommen ſein muß, wo Folgendes ſich ereignen Fann.

Landrath hatte einen Termin für die Großgrundbeſitzer auberaumt,
um die Wahl zum Kreistag zu vollziehen. Er bildet den Wahl

orſchrift des Geſetzes die betreffenden
Herren, ihm mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt zu verſichern, daß
ſie ihre Verpflichtungen treu erfüllen wollen. geſchieht w
Während ſämmtliche übrigen Mitglieder dieſer ſelbſtverſtändlichen
geſetzlichen Verpflichtung nachkommen, dreht ſich einer der Herren
um und ſagt: Ich ſtehe mit dem Landrath nicht ſo, daß ich ihm
die Hand geben kann.
kommen kann,

Reichenſperger ſchön

vorher weſentli rſion der Sache, dieihre Quelle nich

Landrath und einem T
dabei weſentli
Jhnen ein Fa

vorſtand und erſucht nach

Was geſchieht nun?

Wenn ſo etwas vor-
bemächtigt ſich unwillkürlich des

betreffenden Beamten einechroniſche Verſtimmung nicht nur denjenigen
Herren gegenüber, die in dieſem Fallein Betracht kommen, ſondern allen
gegenüber, von denen er weiß, daß ſie

Bald darauf hat der

Heiterkeit rechts.).
ſo wiederhole ich

enau dieſelben Anſchauun-
all ſtattgefunden, von dem

Abg. Dirichlet eine vollkommen ungenaue Darſtellung gegeben hat.
Abg. Dirichlet ſagte, die Sache habe ſich ſo abgefpielt, daß bei einer
Diskuſſion über eine vom Landrath ausgearbeitete Vorlage ſich eine
lebhafte Erörterung zwiſchen dem Landrath und dem betreffenden
Kreisausſchußmitgliede entſponnen habe, und ſchließlich ſei ſeitens
des betreffenden Herrn die Aeußerung

Das iſt an ſich ſchon keine hö
betr. Landrath dadurch gerade nicht angenehm berührt wur

Nun iſt aber die Sache nich
laufen, daß der Landrath ohne formalen Abſchluß der Sitzung das

ein Wortwechſel
den Herrn angelehut,
lebhaften und allerdings auch ſehr groben Jnvektiven dieſes Mit
gliedes gegen den Landrath gekommen iſt.
damit begnügt, ihm nachzuweiſen, daß er in der und der Seite der

geirrt hätte, ſondern unter Anderem am Schluß gefagt,

außer Stande bin
führen, das iſt unerhört.“
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Dirichlet

men, daß der Beamte den Vorgefetzten wegen amtlicher Vor
nge forderte, oder könnte ein Parlamentarier nicht mehr ſeine
einung frei äußern, ohne befürchten zu müſſen, deswegen ge
dert zu werden, dann müßte allerdings ernſtlich folchen Zuſtänden
itgegengetreten werden. Jch zweifle aber, daß man behaupten

möchte, derartige Gewohnheiten wären bei uns bereits im
wange. Der trag alter ſetzt es voraus, den Beweis hat

er nicht erbracht. Aus vorkommenden Mißbräuchen kaun
man doch nicht die Berechtigung herleiten, von einem
Huell Unweſen zu reden. Nun iſt von Herrn Dirichlet
ſuch auf den ffizierſtand ectpu irt und darauf die
Sprache gebracht worden, daß bei ihm die Duelle am häufigſten
ſeien. Es iſt dies ja nicht zu leugnen, überhaupt kommt das
Huell mehr unter geiſtig höher Stehenden vor. Es wird aber dem
Hffizierſtande vorgeworfen, daß er von einer Standesehre ſpricht,
ſie er vertheidigen muß, und man ſieht es als eine Ueber-
hebung an. Aber es iſt doch natürlich, daß das Ehrgefühl
der Offiziere als desjenigen Standes, welchem die Ver
kheidigung von Thron und Vaterland anvertraut iſt,
ijner iſt, und daß ſie auf die Vertheidigung ihrer perfön-

ichen Ehre mehr bedacht ſind als Andere. Das kann man ihnen
doch nicht zum Vorwurf machen! Jch glaube im Gegentheil, wir
ſollten uns über die ſtrenge Auffaſſung des Begriffes von Ehre
freuen, denn ſie bildet eine Hauptſtärke der Armee. Die ſtudentiſche
Menſur kann meines Erachtens gar nicht mit dem Duell auf eine
Linie geſtellt werden, denn bei ihr handelt es ſich lediglich darum,
das Selbſtbewußtſein und Vertrauen zu ſtärken, vor allem den Muth
zu ſtählen. (Lachen links.) Von dem erſten Theile des Antrages
xerſpreche ich mir wegen ſeiner allgemeinen Faſſung gar keinen Er
folg, er drückt lediglich einen Wunſch aus und es iſt zu wenigſpeziagliſirt, was eigentlich von der Regierung geſchehen ſoll.

Was ſchließlich das amerikaniſche Duell betrifft, ſo iſt vor allen
Dingen noch gar nicht konſtatirt, daß es wirklich vorgekommen iſt,
deshalb iſt auch der vorgeſchlagene Geſetzentwurf ganz inkonſequent.
Aber angenommen auch, daß die thatſächliche Grundlage vorhanden
wäre, ſo würden Strafbeſtimmungen dagegen gar nichts helfen.
Meiner Ueberzeugung nach entſpräche es auch gar nicht der Würde
der Gerichte, gegen derartige wahnwitzige Unterfangen im Namen der
Geſetzgebung einzuſchreiten. Wenn ich nun auch ein Gegner der
eſtellten Anträge bin, ſo habe ich doch gegen eine Kommiſſions-ſerathuug nichts einzuwenden.

Abg. Dirichlet: Nach dieſer Lobrede auf das Duell als noth-
wendiges Mittel zur Wahrung der angegriffenen Ehre hätte ich
ſtatt der befürworteten Kommiſſionsberathung als logiſche Konſequenz
eher einen Antrag erwartet, die auf das Duell bezüglichen
Paragraphen des Strafgeſetzbuches zu ſtreichen, weil dieſe
Dinge zur Wahrung der Moral ſo abſolut nothwendig
ſind. Dann hat er das große Wort gelaſſen ausgeſprochen:
„Natürlich iſt das Ehrgefühl des Offiziers feiner als das aller
Uörigen Stände, weil er berufen iſt, Thron und Vaterland dem
Feinde gegenüber zu vertheidigen.“ Nun, wenn wir dadurch die
Schlachten allein anskämpften, dann hätten wir uns nicht ſo lange
mit der Militärvorlage hier zu quälen. (Sehr gut! links.) Meines
Wiſſens iſt es der Beruf des Volkes in Waffen, der ganzen wehr
ähigen Bevölkerung Deutſchlands Thron und Vaterland zu
chützen. (Lebhafter Beifall links) Wenn Herr von Reinbaben
ſier von der Würde des Geſetzes ſpricht, ſo dächte ich doch, daß

dieſe vor allem darin beſteht, daß das Geſetz befolgt wird.
Jch wende mich nun mit einigen Worten gegen die Ausfüh-

rungen des Herrn von Puttkamer. Wenn es noch eines Beweiſes
bedurft hätte, daß die Erzählung, welche ich hier vorgetragen habe,
durchaus mit dem Gegenſtande, der uns hier beſchäftigt, im engſten
Zuſammenhange ſteht und daß ſie zur Motivirung meiner An-
ſchanung ſehr prägnantes Material liefert, ſo hätte ihn Herr
von Puttkamer durch ſeine Rede im vollſten Maße e Herr
don Puttkamer ſagt z. B.: „Nimmt etwa Herr Dirichlet an, ich
würde aus Anlaß dieſes Spezialfalles gleich an die mir unter-
gebenen Beamten eine Verordnung erlaſſen?“ und fügt hinzu:

enn ich das thun würde, müßte ich befürchten, ſehr wenig
rfolg zu haben.“ Wenn es ſo iſt, wie ſteht es denn

dann mit der vielgerühmten Disziplin der preußiſchen Be
azuten? Widerſpruch des Miniſters von Puttkamer. Zurufe
links.) Herr von Puttkamer, das haben Sie nicht geſagt?
(Miniſter von Puttkamer will widerſprechen.) Nach dem Straf-
ſaerrng wird das Duell beſtraft und die Herausforderung auch.
Lenn Sie nun eine Verordnung erlaſſen an Jhre untergebenen

Organe, die betreffenden Paragraphen des Strafgeſetzbuches zu achten
und dabei ſelbſt erklären, wenig Erfolg damit zu haben, dann ſagen Sie
mit dürren Worten „Jch würde mit der Aufforderung, das Geſetzzu befolgen, wenig Erfolg haben.“ (Sehr richtig! links.) Jch
glaube gegen meine Worte iſt er einzuwenden, wenn nicht Herr
von Puttkamer eine ganz andere Logik hat, als die gewöhnliche.Dann hat Herr von Puttkamer eſagt: „Jch ſage es w.
Ja es giebt Punkte, wo der Beamte ſeiner Privat-Ehre mehrſchuldi t als den Verordnungen ſeines Vorgeſetzten.“ Ja nicht

nur der Beamte, jeder rivatmann Herr von Putt
kamer das gebe ich nd inſofern in den verſchiedenſten ebensumſtänden omente eintreten könnenin denen die perſönliche Ueberzeugung von Recht und Unrecht ſich
pat decken mit der geſetzlichen Ieruitin von Recht und Un
recht. Aber, wenn ein ſolcher Mann, dem ſeine perſönliche Ueber

eugung über
o rung ſi 8, was Recht und U t it d liar re e ver iſt, mit der reeſetz verſtößt, ſo muß er

es mit dem vollen Bewußtſein der für ihn entſtehenden Folgen
thun, muß ſie auf ſich nehmen, (Ruf rechts: Thut er auch und ge
wärtig ſein, mit der vollen Strenge des Geſetzes beſtraft zu werden.
Darüber klagen wir ja, klagt auch der Abgeordnete Reichenſperger,
daß die Ausführung dieſer Geſedesbeſtimmungen nicht eine ſo rigoroſe
iſt, wie ſie ſonſt zu ſein pflegt. Das iſt der Unrerſchied! Und
wenn Herr von Puttkamer hier erklärt, er würde keinen Erfolg
haben mit einer Aufforderung ſo liegt doch in einem
derartigen Ausſpruche aus ſo autoritativem Munde und
lieſt doch jeder Landrath daraus die Aufforderung: Wenn Jhr
Euch nur recht „ſchneidigs“, ſelbſt mit Umgehung des
Strafgeſetzbuches recht ſchneidig erweiſt, ſo iſt mir das
nicht unangenehm. Widerſpruch rechts.) Dann hat Herr v. Putt-
kamer die Darſtellung, welche ich über den Vorfall im Kreis
ausſchuß gegeben habe, als durchaus inkorrekt bezeichnet. DieScene hat ſich gögeſpielt zwiſchen dem Landrath und den Ausſchuß-

Mitgliedern; ob alle ſechs anweſend waren weiß ich nicht,
aber wenigſtens die Mehrzahl. Der Herr Miniſter ſagt, er habe
ſich nicht vor der Oeffentlichkeit abgeſpielt; allerdings nur inſo Jch
weit vor der Oeffentlichkeit, als der Landrath in der betreffenden
Verhandlung ſeine Stimme ſo laut erhob, daß es in den Vor
zimmern, wo Unterbeamte waren, zu hören war und ein Mitglied
des Kreisausſchuſſes ſich veranlaßt ſah, die Thür zuzumachen.
Nun iſt ja ſelbſtverſtändlich der Herr Miniſter für die Kennt-
niß des Vorgangs, wie er ihn hier dargeſtellt hat, auf
den Bericht des Landraths angewieſen, wie ich meinerſeits auf
Berichte von Kreisausſchußmitgliedern, denn es kann Jemand
nur über das berichten, was er ſelbſt mit angeſehen hat. Nun
bin ich weit entfernt, dem Herrn Landrath, den ich perſönlich nicht
kenne, vorzuwerfen, daß er bewußt die Sache falſch darſtellt.
Aber eine Partei, dazu von dem bekannten Temperament, iſt doch
nicht immer in der Lage, die nöthige Objektivität zu wahren. Die
Herren, die ich gefragt habe, ſind nicht perſönlich betheiligt, und
mag auch Miniſter von Puttkamer ſagen: „Das iſt ein
Landrath, der Landrath von Kannewurf, das iſt ein
Offizier“, ſo halte ich Alles, was ich geſagt habe, in
vollem um ſang aufrecht und erkläre hier, daß mein
Glaube an die Aufrichtigkeit und Wahrheitsliebe meiner
Gewährsmänner mindeſtens ebenſo hoch ſteht, wie der des
Miniſters an den Landrath. Dann hat der Herr Miniſter die

ſpeziell in dem Kreiſe, von dem hier die Rede iſt, im
ngerburger, als recht unerfreulich dargeſtellt. Gewiß ſind ſie ſehr

unerfreulich, aber wer trägt daran die Schuld? Jch will nicht ſagen,
der ſFise Landrath, aber ein ſehr intereſſanter Umſtand,
den ich nach meiner Anſicht für den Grund halte und für
den ich den Miniſter verantwortlich mache, iſt, daß der
Miniſter den früheren Landrath des Kreiſes, der aus der Wahl
des Kreiſes hervorgegangen war, einen ſehr gemäßigt liberalenMaun, der ſogar ſchließlich ſehr erhebliche Ken ſonen nach rechts

gemacht hat, nachdem er Landrath Kern den war, aber immerhin
als ein Alt Eingeſeſſener des Kreiſes ſich des allgemeinen
Vertrauens zu erfreuen die Ehre hatte, daß der
Miniſter dieſen Landrath zur Dispoſition geſtellt hat,
denn damals waren durchaus friedliche Verhältniſſe im Kreiſe
und nun einen „ſchneidigen“ Landrath in den Kreis geſchickt hat,welcher andere Änſchaunngen als ſein Vorgänger zum Ausdruck
brachte. Jch will ja gar nicht J daß auch von der anderen
Seite im Laufe der Diskuſſion über das richtige Maß hinaus-

angen iſt. Aber die Pehaite gre Schuld daran, daß augenblick-
ich ſehr unerfreuliche Verhältniſſe im Kreiſe herrſchen, trifft den
Miniſter des Jnnern dadurch, daß er den allgemein be-
liebten, angeſehenen Landrath, der aus der Wahl des Kreiſes
hervorgegangen war, aus Gründen, auf die ich nicht näher eingehen
will, auf die wir noch im preußiſchen Landtage zurückkommen
werden, zur Dispoſition geſtellt und einen ſolchen eingeſetzt hat,
der ein „ſehr feines“ Ehrgefühl, wie es Herr von Reinbaben
nannte und wie ich es nicht beſtreiten will der aber alle
anderen Eigenſchaften jedenfalls mehr beſitzt als diejenige,
in ſolchen unangenehmen Verhältniſſen das Richtige zu treffen.
Jch muß nun ad zugeben, daß ich einen Theil der Vor-
gänge jener Sitzung als unerheblich nicht mitgetheilt habe. Jch
will es jetzt nachholen, nachdem Herr v. Puttkamer darauf einge
gangen iſt. Nachdem der erwähnte Ausdruck gefallen war, wurde
das Ausſchußmitglied angeſchrieen: „Herr, Sie ſind unverſchämt,
ich verbitte mir das.“ Und darauf wurde geſagt, das ſei nicht die
Art eines Vorſitzenden zu verkehren. So iſt die Dar-
ſtellung. Jch will hinzuſetzen, daß derartige Sitzungen
ſchon zu verſchiedenen Malen ſtattgefnnden und nur ihr Ende
im Duell gefunden hatten. Das iſt der ſpezifiſche Unterſchied dieſes
Vorgangs, der mich veranlaßt hat, ihn hier zur Sprache zu bringen.
Jch glaube, charakteriſtiſch dafür iſt die Beſchwerde, die von ſämmt
lichen Kreisausſchußmitgliedern r e Fzangen iſt und
lautet: „Wir hatten ſtets dieſe rt des orſitzenden,
die Verſammlung zu leiten, als eine nothwendige Eigenthümlichkeit

Charakters angeſehen und, da dies ſeinen Vorgeſetzten bekannt
ein mußte, als etwas Unveränderliches. Er würde

(Rufe rechts: zur
Präſident v. Wedell unterbricht den Redner und mahnt ihn,

bei der Sache zu bleiben.
Abg. Dirichlet fortfahrend: Alſo Herr von Puttkamer hat die

Sache ſo dargeſtellt, daß der Landrath ſo gereizt worden ſeß da

d er ic Knaſis a Lu e0 e hat Be

darum handelt es ſich nicht, ſondern darum, ob es überhauptzuläſſig iſt, daß Kontroverſen, welche in amtlicher Eigenſchaft
oder doch aus amtlicher Eigenſchaft heraus oder in Beziehung zu
ihnen ſtehend von den betreffenden Vorſitzenden der Kollegien mit
der Waffe in der Hand zum Austrag gebracht werden. as iſt
die Frage, um welche es ſich handelt, und um dieſe Frage hat ſich
Miniſter v. Puttkamer herumgewunden.

Miniſter von Puttkamer Jch will nicht auf die Streit-
frage eingehen, wem größerer Glauben zu ſchenken iſt, dem Land
rath oder den Kreisausſchußmitgliedern. Glücklicherweiſe ſind wir
in der Lage, einen unbetheiligten Zeugen zu haben (Hört, hört!
rechts), nämlich denjenigen Hilfsbeamten (Ah! links), welcher bei
der betreffenden Verhandlung zugegen war und vom Präßdenten
als Zeuge vernommen wurde. Alſo der Abg. Dirichlet
wird ſich wohl damit beſcheiden müſſen. Aber noch ines! Abg.
Dirichlet ſchloß damit: Darauf kommt es mir ja gerade an, ob es
erlaubt iſt, aus amtlicher Differenz oder aus Konſequenz
einer amtlichen Differenz perſönliche Konjequenzen zu ziehen.

bin allerdings auch der Meinung, daß bloße amt-
liche Differenzen nicht durch Zweikampf zum Ausdruck gebracht
werden dürfen, und ich würde dem mit größter Entſchiedenheit
entgegentreten. Wenn aber bei einer ſolchen Gelegenheit ſich grobe
perſönliche Beleidigungen an die amtliche Differenz anſchließen, ſo
iſt das eine andere Sache, und es iſt blos eine Streitfrage, ob
eine ſolche perſönliche Beleidigung ſtattgefunden hat oder nicht.
Uebrigens habe ich ja ausdrücklich erklärt, daß ich das Verfahren
über die Korrektheit des Vorgehens des Landraths eingeleitet habe.
Ob ich das Verfahren des betreffenden Beamten als
korrekt anzuerkennen in der Lage bin, darüber nach
außen hin Aeußerungen abzugeben, habe ich abgelehnt, und
ich meine, daß das ein Juternum der Verwaltung iſt.
Der Abg. Dirichlet kann ganz unbeſorgt ſein über die Folgen der
Aenßerung, die ich gethan habe. Jch habe nur das Eine ſagen
wollen, daß gerade der formale Buchſtabe des Rechts mit dem in
roßen Geſellſchaftskreiſen weit verbreiteten Bewußtſein in Widerre gerathen und leicht der Effekt einteten kann, daß ein Unter-

gebener in Wahrung ſeiner perſönlichen Ehre in die Lage kommen kaun,
wo er ſagt, hier iſt die Grenze, wo ich mir Widerſpruch nicht ge
fallen laſſen kann. Weun der Abgeordnete Dirichlet meint, das
ſei eine Lockerung der Disziplin, ſo iſt er ja ſonſt nicht ſo darauf
bedacht und er kann ſich über die Folgen beruhigen. Jch erlaube
mir noch den Abgeordneten Dirichlet zu fragen, warum denn
gerade immer nur im Kreiſe Angerburg derartige unerfreuliche Ver-
hältniſſe vorkommen? Die Beamten wechſeln, es werden alſo wohl die
ſtändigen Elemente an den häufigen Vorkommniſſen die Schuld
tragen. Heiterkeit rechts.) Abg. Dirichlet ſpricht immer von dem
unmittelbaren Vorgänger des jetzigen Landraths; erinnern Sie ſich
an den noch früheren; der iſt von Jhrer Partei buchſtäblich zu Tode
gehetzt und ſo lange maltraitirt worden, bis er in Krankheit fiel.
Alſo wird es wohl doch nicht ſo ſein, wie Herr Dirichlet es darſtellte.
Beifall rechts.)

Abg. Langwerth von Simmern (Hannover) proteſtirt
die neuerdings aufgetretene Auffaſſung, daß man formellen Geſetzen
nicht zu gehorchen gebrauche. Jch will mich einer Verweiſung der
Anträge an eine Kommiſſion nicht widerſetzen. Von Todesfällen
durch Schlägermenſur iſt mir nie etwas zu Ohren gekommen, wenn
nicht andere, beſchwerende Umſtände einen ſolchen Ausgang herbeigeführt

haben. Gerade durch die Menſuren ſind die Holzereien en
worden. Die Piſtolenmenſuren kommen gerade am giuf glken in
den Kreiſen vor, die nicht einem Korps angehören. ie Be
ſtimmungsmenſuren haben einen ganz berechtigten Hintergrund, ſieentſprechen der alten Fermaniſchen Auffaſſung von dem freien

Recht des Mannes. Die Gefahr der Beſtimmungsmenſuren
iſt für die Zuſchauer auch viel größer, als für die
Paukanten (Große Heiterkeit). Das Pauken iſt gerade ein Gegen
jewicht gegen die Genußſucht und ſonſtige Ausſchweifungen. Die
dorps vertreten ein gut Stück germaniſchen, konſervativen Lebens.

Sie ſind eine Schule für deutſche Männlichkeit und Treue (Beifall
rechts.) Es ſind dieſelben Hrundſätze, die mich für das Korps
weſen einnehmen, welche den Bruder des Abg. Reichenſperger für
die Gothik begeiſtern (Heiterkeit).

Ein Schlußantrag wird angenommen.
Abg. Reichenſperger wendet ſich in ſeinem Schlußwort gegen

einige gegen ſeinen Antrag geltend gemachte Aeußerungen und
Ichließt dann mit den Worten: Eine Abhilfe des Uebels iſt nur
zu erreichen, wenn unſere berühmten Kriegsoberen ſich auf denStandpunkt ſtellen, den der Herzog von Welington eingenommen

hat. Wenn das nicht der ße iſt, ſo werden wir durch unſere
öffentlichen Verhandlungen höchſtens eine Herabminderung des
Uebels, aber keine vollſtändige r n erreichen können.

Der Antrag wird einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern
überwieſen.

Nächſte Si W Mittwoch 1 Uhr. (Anträge der Abg. Kayſebetreffend das Koalitionsrecht, und Blos, betreffend die Stra af

der Abgeordneten.) Schluß nach 5 Uhr.
Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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